
Herausbildung der materialis-
tischen Geschichtsauffassung  
Karl-Marx/Friedrich Engels, Ge-
samtausgabe (MEGA). Vierte Abtei-
lung: Exzerpte – Notizen – Margina-
lien, Band 5: Karl Marx/Friedrich 
Engels, Exzerpte und Notizen Juli 
1845 bis Dezember 1850. Bearbeitet 
von Georgij Bagaturija, Timm Graß-
mann, Aleksandr Syrov (†) und Ljud-
mila Vasina. Mit einer Einführung 
von Matthias Bohlender. De Gruyter 
Akademie Forschung, Berlin 2015, 
650Seiten, 149Euro. 
Leider wird bei der Rezeption der 
MEGA² deren vierte Abteilung immer 
noch recht stiefmütterlich behandelt. 
Die Bedeutung der in dieser Abtei-
lung präsentierten Exzerpte, Notizen 
und Marginalien von Karl Marx und 
Friedrich Engels wird im Vergleich 
zum Inhalt der Bände der anderen drei 
Abteilungen kaum angemessen ge-
würdigt. Dabei ist es zum einen gera-
de diese vierte Abteilung, die – noch 
vor der zweiten Abteilung mit den 
Bänden zum „Kapital“ – die meisten 
neuen, bislang unveröffentlichten Do-
kumente von Marx und Engels prä-
sentiert. Und zum anderen bieten die 
Bände der vierten Abteilung die Mög-
lichkeit, Karl Marx und Friedrich En-
gels bei ihren Forschungen ‚über die 
Schulter zu schauen’, wodurch die 
Entstehung und Entwicklung des wis-
senschaftlichen Sozialismus von 
Marx und Engels unmittelbar miter-
lebt und nachvollzogen werden kann. 
Anders als bei der MEGA² sonst üb-
lich ist in diesem Fall der Textteil zu-
sammen mit dem Apparatteil in einem 
Band vereint. Im ersten und weitaus 
umfangreichsten Text-Teil des Ban-
des werden in Fortsetzung des ME-

GA²-Bandes IV/4 (erschienen 1988), 
der u.a. die Hefte 1-5 der von Marx 
1845 in Manchester angelegten Ex-
zerpthefte sowie drei Exzerpthefte 
von Engels aus der gleichen Zeit ent-
hält, nunmehr die Hefte 6-9 der 
Marxschen „Manchester-Hefte“ ver-
öffentlicht. Sie enthalten die Auszüge 
aus 16 Werken von zehn Autoren, die 
im Juli/August 1845 während des 
gemeinsamen Studienaufenthaltes 
von Karl Marx und Friedrich Engels 
in Manchester angefertigt worden 
sind. Es folgen einige weitere nach 
dem Sommer 1845 bis zum Jahr 1850 
angefertigte Exzerpte und Notizen 
von Marx. Im zweiten Teil werden 
dann anschließend Exzerpte und No-
tizen von Engels aus den Jahren 1846 
bis 1850 präsentiert, die sich vor al-
lem mit der Geographie, der Ökono-
mie und der Kultur Schwedens sowie 
Norwegens und der „Reichsverfas-
sungskampagne“ beschäftigen. 
In seiner sachkundigen Einleitung 
geht Matthias Bohlender ausführlich 
auf Grund, Verlauf sowie Ergebnisse 
des Aufenthaltes von Marx und En-
gels in Manchester im Sommer des 
Jahres 1845 als auch detailliert auf die 
Inhalte und Bedeutungen der ver-
schiedenen in dem Band veröffent-
lichten Materialen ein. Schon diese 
Einleitung bietet ausführlichste In-
formationen zu Thematiken und Fra-
gestellungen, die weit über das hi-
nausgehen, was z.B. Auguste Cornu 
im dritten Band seines bis heute Maß-
stäbe setzenden Werkes über das Le-
ben und Werk von Karl Marx und 
Friedrich Engels präsentieren konnte.1 

                                                        
1 Auguste Cornu, Karl Marx und Friedrich 

Engels. Leben und Werk. Dritter Band 
1845-1846, Berlin 1968. 
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Die Mitteilungen zu Entstehung und 
Überlieferung sowie die Erläuterungen 
zu den einzelnen Materialien des Ban-
des ergänzen und vervollständigen 
fachkundig die in der Einleitung gege-
benen Informationen. Diese Mitteilun-
gen, Erläuterungen und die Einleitung 
sind nicht zuletzt deshalb interessant, 
weil sie das bisherige Bild von der 
Entstehung und den ersten Entwick-
lungen bei der Ausarbeitung der ma-
terialistischen Geschichtsauffassung 
durch Karl Marx und Friedrich Engels 
mittels vieler Details bereichern, teil-
weise auch etwas revidieren.  
Der Schwerpunkt der Hefte 6 und 7 
von Karl Marx liegt auf Exzerpten aus 
den Werken der englischen Sozialis-
ten John Francis Bray (5–59) und Ro-
bert Owen (60–128 und 170–233). 
Die Hefte versammeln ferner Auszü-
ge aus Richard Parkinson (131–133), 
aus dem Sammelband „Agriculture 
and the corn law...“ (134–142 und 
146–155) sowie aus Richard Hilditch 
(156–169). Heft 8 hat Exzerpte von 
Karl Marx aus Jacques Savary (240–
243) und David Macpherson (244–
271) und Heft 9 Auszüge aus Archi-
bald Alison (272–276) zum Inhalt. 
Dazu kommen diverse nach dem 
Sommer 1845 bis zum Jahr 1850 an-
gefertigte Exzerpte und Marginalien 
von Marx: Exzerpte aus Francois-
Quesnay (281–288), ein Entwurf über 
das Protektionssystem (234), die Ab-
schrift aus einem Gedicht von Gott-
fried Kinkel (291), ein knappes Ex-
zerpt über die Romagna (292) sowie 
die Verzeichnung der Bibliothek von 
Karl Marx in der so genannten Da-
niels-Liste (295–306). 
Die im zweiten Teil des Bandes pub-
lizierten, zwischen 1846 und 1850 

entstandenen Exzerpte und Notizen 
von Engels beinhalten Auszüge zu 
den beiden skandinavischen Ländern  
Schweden und Norwegen aus dem 
Werk „Precis de la geographie uni-
verselle ...“ des Geographen Conrad 
Malte-Brun (317–322), die Teilab-
schrift und Paraphrase eines Gedich-
tes aus Sylvester Jordans „Wanderun-
gen aus meinem Gefängnisse ...“ 
(323), ferner militärische Notizen 
über die Stärke verschiedener Trup-
pen aus der Reichsverfassungskam-
pagne (324–327) sowie einen Datie-
rungsvermerk auf einem Exzerpt von 
Ernst Dronke (328-329). Mit Aus-
nahme der Daniels-Liste werden alle 
Exzerpte und Marginalien in dem vor-
liegenden Band erstmals veröffent-
licht. 
Die Jahre zwischen 1845 und 1848 
kennzeichnen, wie Matthias Bohlen-
der in seiner instruktiven Einleitung 
hervorhebt, „eine formative Phase, in 
der Marx Denken eine Ausrichtung 
erfährt, die bis in die späten Jahre er-
halten bleiben wird.“ (338) Dies gilt, 
so wäre zu ergänzen, gleichermaßen 
auch für Engels. Es geht um die Her-
ausbildung der materialistischen Ge-
schichtsauffassung. Zudem ist dies 
die „Phase, in der Marx … auch die 
ersten Grundlagen seiner Kritik der 
politischen Ökonomie“ legt (352). Er 
machte sich dabei, wie Bohlender im 
einzelnen zeigt, die Engels’schen 
Vorarbeiten zu Nutze. Es war ver-
mutlich auch Engels, der Marx nach 
Manchester lotste, wo Engels mehre-
re Jahre gelebt und u.a. seine „Lage 
der arbeitenden Klasse“ recherchiert 
und geschrieben hatte, „über ein 
Netzwerk an politischen Mitstrei-
tern“ verfügte und Zugang zur neues-
ten sozialistischen Literatur hatte. 
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Beide arbeiteten zusammen in den 
Bibliotheken, lasen z.T. dieselben 
Bücher, „waren mit dem Inhalt der 
Exzerpthefte des jeweils anderen 
vertraut und benutzten überdies ihre 
Hefte wechselseitig.“ (341) 
Bohlender hebt hervor, dass dies 
zugleich verbunden war mit dem Be-
ginn der Ausarbeitung einer neuen po-
litischen Sprache: die Begriffe der 
„Klassen“ und des „Klassenkampfes“ 
treten in dieser neuen politischen Spra-
che ebenso in den Vordergrund wie die 
Begriffe der „revolutionären Praxis“, 
der „Revolution“ sowie der „Herr-
schaft“.  
Im Mittelpunkt der sich nach und nach 
herausbildenden und entwickelnden 
materialistischen Geschichts- und Ge-
sellschaftstheorie steht jedoch nicht le-
diglich ein neuartiges Verständnis von 
Politik, sondern es bildet sich ebenso 
eine neue Auffassung von Wesen und 
Struktur der bürgerlichen Gesellschaft 
heraus. Sie wird begriffen als ein „ma-
terialistischer Zusammenhang“ von 
Menschen, „der durch die Bedürfnisse 
& die Weise der Produktion bedingt“ 
ist (Karl Marx/Friedrich Engels/Joseph 
Weydemeyer: Die deutsche Ideologie; 
in: Marx-Engels-Jahrbuch 2003, Berlin 
2004, S. 15). 
Durch die nunmehr vollständige Ver-
öffentlichung der Manchester-Hefte 
kann zusammen mit den jeweiligen 
Kommentierungen sehr viel detaillier-
ter nachvollzogen werden, wie die ers-
te Periode der Entstehung und Ent-
wicklung der materialistischen Ge-
schichtsauffassung im Einzelnen ver-
laufen ist.  
Die Kommentierungen des Bandes 
MEGA² IV/5 zeigen zugleich bis 
heute ungelöste biographische Frage-

stellungen. So ist z.B. immer noch 
wenig darüber bekannt, was Marx 
und Engels in Manchester genau ge-
tan, wen sie getroffen und was sie 
sich angeschaut haben (344; siehe 
auch: Die Studien von Marx und En-
gels während ihres Aufenthaltes in 
Manchester im Juli/August 1845, in: 
MEGA² IV/4, 555–570).  

Andreas Diers 
 
Was ist „digitale Arbeit”? 
Christian Fuchs, Digital Labour and 
Karl Marx, Routledge, New York 
2014, 403 S., $40.12 
Nichts bleibt wie es war. Mit einem 
Tornado hat man neuerdings die 
Auswirkungen der Digitalisierung auf 
die bestehenden ökonomischen und 
politischen Machtstrukturen der kapi-
talistischen Ökonomie wie der gesam-
ten globalen Lebensweise verglichen. 
Die Verlierer dieses stürmischen und 
unter den Bedingungen neo-liberal 
entfesselter Konkurrenz quasi natur-
haft verlaufenden Prozesses scheinen 
weitgehend festzustehen: Zuerst und 
zutiefst sind es die Bewohner der 
Länder an der Peripherie des – zudem 
immer enger, auf immer weniger 
Staaten und Wirtschaftsräume zu-
sammenschrumpfenden – kapitalisti-
schen Zentrums, und schließlich die 
große Masse der Werktätigen überall 
in der Welt. Aber auch die zeitweili-
gen Gewinner können sich ihrer Sa-
che immer weniger sicher sein. Große 
Finanz- und Industriekonzerne, mit 
z.T. jahrzehntelanger Tradition, dar-
unter selbst langjährige Marktführer 
oder Monopolisten, verschwinden, 
nicht nur als Folge einer allgemeinen 
Wirtschaftskrise, sondern vor allem, 
weil sie es versäumt hatten, sich auf 
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technologische Umbrüche rechtzeitig 
einzustellen. Nationale Regierungen 
stehen dem Prozess permanenter Um-
strukturierungen nicht nur der Ökono-
mie, sondern auch der gesellschaftli-
chen und kulturellen Wertvorstellun-
gen etc. immer machtloser gegenüber. 
Nicht einmal ihrer Bevölkerungen und 
ihres Arbeitskräftepotentials können 
sie sicher sein, weder ihres Umfangs 
nach noch ihrer sozialen und kulturel-
len Zusammensetzung. Alles scheint 
bedroht durch Altersstruktur, Bil-
dungsnot und Migration. Internationale 
politische Organisationen und selbst 
die globalen Institutionen des Finanz-
kapitals erweisen sich als hilflos auf ih-
ren jeweiligen Terrains, auch und ge-
rade dann und dort, wo sie – wie jetzt 
in Griechenland - ihre scheinbare 
Macht demonstrativ in Szene setzen, 
nicht wissend, was daraus ökono-
misch, sozial und politisch folgen wird. 
Wie sieht angesichts eines solchen 
Szenarios die Zukunft der menschli-
chen Arbeit, nach wie vor die mate-
rielle Basis des gesellschaftlichen Ge-
schehens, aus? Bevor man sich auf 
mehr oder minder haltlose Spekulati-
onen darüber einlässt, scheint eine Bi-
lanz des bisherigen Zustands die Vor-
aussetzung einer vertretbaren Progno-
se zu sein. Das vorliegende Buch von 
Christian Fuchs stellt sich die Aufga-
be einer nüchternen Analyse der ge-
genwärtigen Verhältnisse, insbeson-
dere in jenem Bereich der Arbeit, die 
als besonders zukunftsträchtig gilt: 
der digitalen Arbeit. Und er versucht 
dies – was hier, weil bisher kaum ge-
schehen, von besonderem Interesse ist 
– mit den Mitteln von Marx’ Gesell-
schaftstheorie bzw. dessen Kritik der 
politischen Ökonomie. 
Bevor Fuchs sich im zweiten, empiri-

schen Teil seines Textes (153-282) 
den tatsächlichen und nicht bloß vor-
gestellten oder idealisierten Formen 
der ‘digitalen Arbeit’ zuwendet, ver-
sucht er, sich im ersten Teil (21-152) 
zunächst des marxschen Arbeitsbeg-
riffs theoretisch zu versichern (Kap. 2, 
23-57). Das gelingt ihm zwar nicht 
immer mit letzter Prägnanz, insofern 
er etwa – unter Bezug auf Marx’ 
Frühschriften – den Unterschied zwi-
schen dem hegelschen und dem marx-
schen Arbeitsbegriff oder der Kon-
zeption der entfremdeten Arbeit eher 
verwischt als klärt. Aber mit der dem 
‘Kapital’ entnommenen Kategorie des 
‘Doppelcharakters der warenprodu-
zierenden Arbeit’, mit der Differen-
zierung zwischen ‘konkreter’ (nützli-
cher, gebrauchswertschaffender) und 
‘abstrakter’ (tauschwertschaffender) 
Arbeit, die er mit den im Englischen 
möglichen Unterscheidung zwischen 
‘work’ und ‘labour’ (25-39) aufgreift, 
vermag er eine kritische Perspektive 
(vgl. 122-132) sowohl gegen die in 
den einschlägigen Medien und Publi-
kationen grassierende Idealisierung 
der ‘digital labour’, als auch gegen 
deren undifferenzierte Verteufelung 
in technikkritischen Kreisen glei-
chermaßen zu eröffnen. Allerdings, 
und da gibt sich Fuchs keinerlei Illu-
sionen hin, ist ‘digital work’ – ver-
standen als frei von der Dominanz 
kapitalistischer Verwertungsimperati-
ve – bisher lediglich eine bestenfalls 
konkret-utopische Kategorie (vgl. 
Work in Communism’, 38f), während 
‘digital labour’ – die unter kapitalisti-
sche Bedingungen subsumierte ‘digita-
le Arbeit’ – die häufig harte ökonomi-
sche und in nicht wenigen Weltregio-
nen sogar brutal-gewaltsame gesell-
schaftliche Realität ist. So bedient 
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Fuchs erfreulicherweise keineswegs 
den Hype um eine durch Digitalise-
rung geprägte, angeblich schöne neue 
Arbeitswelt, in der, wie Facebook, 
Google oder Twitter versprechen, die 
Arbeit zum Spiel wird, während die 
scheinbaren Spieler von diesen me-
dialen Plattformen faktisch als ‘wert-
chaffende’ Arbeiter (playbour) ge- 
und damit missbraucht werden.  
Folgerichtig wendet sich Fuchs in ei-
nem nächsten Schritt den Grundlagen 
der marxschen Kritik der politischen 
Ökonomie, d.i. der sog. Arbeitswert-
theorie (Marx’s Labour Theory of Va-
lue) zu (40-58). Wer freilich erwartet 
hatte, dass – angesichts der späteren 
Fallstudien (Teil II) dabei vor allem 
die Mehrwerttheorie, die Methoden 
und Formen der kapitalistischen Aus-
beutung im Vordergrund stünden, 
sieht sich enttäuscht. Der Mehrwert-
theorie sind hier knappe zwei Seiten 
gewidmet (55-56). Darin werden die 
Begriffe ‘absoluter’ und ‘relativer’ 
MW werden nicht einmal erwähnt, 
geschweige denn die Methoden ihrer 
‘Produktion’ durch Verlängerung der 
(täglichen, wöchentlichen, jährlichen 
und schließlich lebenslangen) Ar-
beitszeit, Intensivierung der Arbeit 
und Erhöhung der Arbeitsproduktivi-
tät durch Arbeitsteilung, Anwendung 
von Maschinerie usw., alles Momen-
te, ohne die die Realität der kapitalis-
tischen Ausbeutung bis in die Ge-
genwart hinein unbegreiflich bleiben 
müssen und die somit theoretisch 
letztlich weitgehend unbegriffen in 
die ansonsten anschauliche Beschrei-
bung der im zweiten Teil nachfolgen-
den Fallstudien eingehen. Dass Fuchs 
später, vor allem in seiner Kritik ver-
schiedener medientheoretischer An-
sätze, immer wieder auf einzelne As-

pekte der Mehrwerttheorie zurück-
kommt (insbes. 96-122, wo auch die 
Mehrwertrate eine Rolle spielt), soll 
hier nicht verschwiegen werden; den 
Ort ihrer systematischen Behandlung 
hat er freilich verfehlt. 
Stattdessen präsentiert der Autor dem 
englischsprachigen Leser die angeb-
lich zeitgenössische (contemporary) 
Debatte um die marxsche Arbeits-
werttheorie in Deutschland (40-45), 
und im Anschluss daran (46-56) eine 
‘hegelianische Interpretation der Beg-
riffe (concepts) ‘Gebrauchswert’, 
‘Tauschwert’, ‘Geld’, ‘Preis’, von 
‘Wert und Preis der Arbeitskraft’ und 
schließlich gar des ‘Mehrwerts’ (57). 
Dass Marx in der kritischen Darstel-
lung der Werttheorie hier und da mit 
der Hegelschen Ausdrucksweise ko-
kettierte, hat er selbst zugegeben 
(MEW 23, 27), nicht aber, dass diese 
Darstellung insgesamt einer ‘hegelia-
nischen Interpretation’ (was ja kei-
neswegs mit einer dialektischen (!) 
zusammenfällt) bedürfe. Das ist zwar 
in der ‘deutschen Debatte’ gelegent-
lich behauptet worden, aber dass 
selbst die Mehrwerttheorie einer sol-
chen Interpretation bedürfe, muss 
wohl als Fuchs eigene (‘my own’, 46) 
Leistung angesehen werden. 
Warum diese Ausführungen, die al-
lenfalls als Exkurse, jedenfalls nur 
äußerst mühsam mit dem erklärten 
Ziel der Schrift zu vermitteln sind? 
Fuchs behauptet, dass er diese Über-
legungen ‘in einem weiteren Schritt 
mit dem Bereich der Medien verknüp-
fen’ werde (46). Tatsächlich setzt er 
sich in den Kap. 3 bis 5 ausführlich 
mit verschiedenen Ansätzen einer kri-
tischen Medientheorie auseinander 
(59-151). Diese einzelnen Studien, 
von den ersten Ansätzen der ‘Cultural 
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Studies’ (bei Thompson und Hall) bis 
zu neueren Arbeiten von Smythe zur 
‘Gratisarbeit’ des Publikums (audian-
ce) in den sozialen Medien, zum Beg-
riff der Informations- bzw. Wissens-
gesellschaft usw., sind durchaus in-
formativ und lesenswert. Aber sie re-
kurrieren – mit ganz wenigen, oben 
kurz angedeuteten Ausnahmen der 
Mehrwert- bzw. Ausbeutungstheorie 
– keineswegs schwergewichtig auf die 
einleitenden Grundbegriffe der marx-
schen Kritik der politischen Ökono-
mie und schon gar nicht auf die deut-
sche Debatte zur ‘Arbeitswerttheorie’. 
Wohl aber spielt darin die Auseinan-
dersetzung mit Marx’ Gesellschafts-
theorie im weiteren Sinne wie auch 
mit den an Marx anknüpfenden kriti-
schen Gesellschaftstheorien u.a. der 
Frankfurter Schule eine bedeutsame 
Rolle. Hier, und nicht etwa bei der 
Behandlung der ‘deutschen Debatte’, 
findet sich erstmals im Text eine zu-
mindest kursorische Auseinanderset-
zung mit den Kategorien des Klas-
senkampfes, des ‘Fetischcharakters 
der Ware’, der Ausdehnung des Wa-
rencharakters (commodification) auf 
nahezu alle Bereiche des gesellschaft-
lichen Systems der Arbeit im Kapita-
lismus (Gesundheit, Bildung, Wissen-
schaft, Kunst, Kreativität aller Art, 
hier insbesondere auf den Bereich der 
Medien und der Kommunikation). 
Unbestreitbar ist die enorme ökono-
mische – und darüber hinausreichend 
– die soziale und politische Bedeu-
tung, die den kommunikativ-sozialen 
Medien im weitesten Sinne des Wor-
tes zukommt, auch und gerade für ei-
ne kritische Phänomenologie der ‘di-
gitalen Arbeit’, ebenso wie die Vor-
reiterrolle, die sie im Prozess der ‘di-
gitalen Revolution’ einnehmen bzw. 

eingenommen haben. Tatsächlich 
stellt etwa die eigentümliche ‘Arbeit’ 
des ‘Publikums’ (audience), das als 
Nutzer/Konsument der sozialen Me-
dien zugleich Produzent (Prosumer) 
jener massenhaften Daten ist, die von 
den Medien als Waren vor allem für 
die Werbeindustrie vermarktet wer-
den – was inzwischen zu einem be-
deutenden und sich rasant ausweiten-
den Wirtschaftszweig geworden ist, 
gerade für die sog. ‘Arbeitswerttheo-
rie’ des Marxismus eine bisher nicht 
bewältigte Herausforderung dar. Die 
kritische Untersuchung der politi-
schen Ökonomie dieses Sektors, wie 
sie der Medientheoretiker Smythe 
vornimmt (76-134), insbesondere die 
Frage nach dem Charakter des eigen-
tümlichen Wertschöpfungsprozesses 
der ‘Datenware’, der unbezahlten Ar-
beit bzw. Arbeitskraft der ‘Prosumer’ 
und des sich daraus ergebenden Ext-
ramehrwerts im Vergleich und Aus-
tausch mit anderen Wirtschaftssekto-
ren (Werttransfers), nach der Rolle 
des ‘Wertgesetzes’, der internationa-
len Austauschrelationen usw. sind für 
das Verständnis ‘digitaler Arbeit’ im 
gegenwärtigen System der politischen 
Ökonomie eines globalisierten Kapi-
talismus zweifelsfrei von großer Be-
deutung. Selbst wenn für diese Fragen 
auch vom marxistischen Standpunkt 
bisher keine befriedigenden Antwor-
ten gefunden werden konnten, ist es 
ein Verdienst der vorliegenden Ar-
beit, diese Problematik und den aktu-
ellen Stand ihrer Bearbeitung themati-
siert zu haben. 
Dennoch muss darauf hingewiesen 
werden, dass die ‘Digitalisierung der 
Medienwelt’ erst den Anfang oder 
vielmehr – neben Wissenschaft, 
Technik, Militarisierung usw. – nur 
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einen wichtigen Ausgangspunkt für 
den Gesamtprozess der ‘digitalen Re-
volution’ ausmacht. Wer in der ge-
genwärtigen Situation von ‘digitaler 
Arbeit’ spricht, wird vor allem die 
ambivalente, nicht zuletzt auch kri-
senverschärfende Rolle der Digitali-
sierung im Prozess der ‘Finanzialisie-
rung’ der Wirtschaft und schließlich 
die heute vielfach diskutierte und vor-
aussichtlich zumindest das kommende 
Jahrzehnt dominierende Digitalisie-
rung der Industrie (Internet of Things, 
Digital Industry, Industrie 4.0) be-
rücksichtigen müssen. Von beidem ist 
in diesem Buch nicht oder kaum die 
Rede. So legitim es angesichts der 
umfassenden Problematik daher auch 
sein mag, sich thematisch auf einzelne 
Problemkreise zu konzentrieren, so 
notwendig wäre es gewesen, den all-
gemeinen Anspruch, den der Titel des 
Buches zu erheben scheint, wenigstens 
in einem Untertitel (etwa ‘am Beispiel 
der sozialen Medien’) so zu konkreti-
sieren, dass bei den Lesern keine fal-
sche Erwartungen geweckt werden. 
Schwerwiegender als dieser Einwand 
ist jedoch schließlich die Unklarheit 
des vom Autor verwendeten Begriffs 
der ‘digitalen Arbeit’. Er scheint dar-
unter jede Arbeit (‘labour’ im oben 
genannten Sinne von ‘tauschwert-
schaffender’, entfremdeter Arbeit) zu 
verstehen, die im weitesten Sinne mit 
der kapitalistischen Produktion bzw. 
Anwendung von als Waren erzeugten 
Produkten der modernen (auf Digita-
lisierung, der Verwandlung analoger 
in digitale Informationen) Informati-
onstechnologie verbunden ist. Das hat 
zur Folge, dass Fuchs nicht nur die 
Arbeit von Programmierern, Sofwa-
redesignern, IT-Spezialisten aller Art 
bis hin zu akademischen Informati-

kern, der technischen und kaufmänni-
schen Anwender, sondern auch die 
teils hoch, teils niedrig qualifizierte 
Arbeit in der industriellen Fertigung, 
Montage etc. von IT-Produkten bis 
hin zur Arbeit in der extraktiven Pro-
duktion der Rohstoffe – alle diese 
sehr differenzierten Arbeitsweisen un-
ter einen umfassenden Begriff ‘digita-
ler Gesamtarbeit’ (digital collective-
work) subsumiert. Auch wenn man – 
wie der Rezensent – einer solch abs-
trakten Subsumtion nicht folgen mag, 
wird man anerkennen müssen, dass 
Fuchs mit dem Hinweis auf die glo-
bal-arbeitsteilige Fertigungskette von 
modernen IT-Produkten und mehr 
noch durch die anschauliche Schilde-
rung (vgl. dazu auch den in diesem 
Heft abgedruckten Beitrag) der sozia-
len Formen und der konkreten Bedin-
gungen dieser Arbeit auf den ver-
schiedenen Stufen der Fertigung be-
legt, dass die wegen ihrer Produktivi-
tät gepriesene Digitalisierung real auf 
einem breiten Sockel – der Rezensent 
würde sagen: vorwiegende industriel-
ler (!) Arbeit – aufruht, der weit ent-
fernt ist von den vielfach propagan-
distisch beschönigenden bis hin zu 
schlecht utopischen Vorstellungen 
‘digitaler Arbeit’. 
Das Konzept des digitalen Gesamtar-
beiters, wie es von Fuchs – unter teil-
weiser Anknüpfung an Negri u.a. – 
verwendet wird (collective worker, 
collective labourer, mit Anleihen an 
Negris ‘social worker’, Hardt/Negris 
‘multitude’), scheitert freilich nicht 
nur an der sozialen Realität einer glo-
bal differenzierten Klassenstruktur, 
sondern vor allem politisch ausge-
rechnet dort, wo es sich nach Ansicht 
seiner theoretischen Protagonisten be-
währen sollte: an der differenzierten 
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Realität radikal anti-kapitalistischer so-
zialer Bewegungen (Weltsozialforum, 
Occupy u.a.), denen es (bisher?) nicht 
gelungen ist, eine gemeinsame Strate-
gie gegen einen vermeintlich globalen 
Gesamtkapitalisten zu entwickeln. Ei-
ne Kategorie, die – etwa in den 1970er 
Jahren – auf betrieblicher bzw. Fab-
rikebene in Italien und anderswo eine 
gewisse sozial-politische Realität und 
Funktion hatte, versagt in einer trotz 
Globalisierung immer noch ökono-
misch, sozial und politisch hoch 
fragmentierten Weltgesellschaft. 
Dass der Siegeszug des Neoliberalis-
mus seit den 1980er Jahren von der 
globalen bis hinunter zur betriebli-
chen (Management)Ebene zur Diffe-
renzierung und Entsolidarisierung der 
ausgebeuteten Klassen und Beleg-
schaften und zur Schwächung der 
Gewerkschaften und anderer antikapi-
talistischen Widerstandsbewegungen 
geführt hat, ist seit langem unbestrit-
ten. Fuchs zeigt dies eindrucksvoll am 
Beispiel des Silicon Valley und eines 
der dort führenden weltweit agieren-
den Unternehmen: Google. (213-232) 
Seine Schlussfolgerung ist jedoch ei-
gentümlich unentschieden: Google-
Beschäftigte (Google workers) wer-
den im Durchschnitt erheblich besser 
bezahlt als die Beschäftigten in der 
Hardware-Industrie, aber sie sind 
auch erheblich höher ‘gestresst’ (län-
gere Arbeitszeiten, höhere Intensität 
etc.) und somit möglicherweise nicht 
minder ausgebeutet. Es muss daher 
offen bleiben, ob und inwieweit sie zu 
einer modernen, digitalen Arbeiter-
aristokratie gerechnet werden können. 
Ähnlich unsicher schätzt er – etwa 
gegen Žižek (229) – auch die Aktivis-
ten der Occupy-Bewegung ein, die 
sich zumindest subjektiv in einem 

gemeinsamen Kampf aller Ausgebeu-
teten und Entrechteten (‘Wir sind die 
99%’) gegen die weltweite Herrschaft 
des Finanzkapitals (Wallstreet) be-
fänden. 
Die hier als möglich unterstellte und 
als Tatsache keineswegs zu bestrei-
tende (relative?) Entkoppelung des 
subjektiven Bewusstseins von der ob-
jektiven Lage wirft freilich eine Reihe 
von Problemen auf, die Fuchs in die-
sem Zusammenhang nicht näher be-
nennt. Sie zeigt sich nämlich – vor al-
lem nach einem (vorübergehenden?) 
Scheitern oder Abklingen der Welle 
progressiver Bewegungen – auch im 
Aufstieg antidemokratischer, rechts-
extremer, fremdenfeindlicher, rassisti-
scher usw. Bewegungen, die durchaus 
auch als spontane oder ideologisch 
befeuerte und gesteuerte Reaktion auf 
eine in ihrem Kern unbegriffene Krise 
des Systems kapitalistischer Ausbeu-
tung interpretiert werden können. Da-
gegen hilft es dann auch wenig, wenn 
man, wie Fuchs, die objektive Ge-
meinsamkeit aller vom weltweiten 
Gesamtkapitalisten – vom Kongo, über 
China, Indien bis nach Kalifornien – 
Ausgebeuteten unter der Kategorie 
des (im speziellen Fall: digitalen) Ge-
samtarbeiters zu beschwören sucht. 

Werner Goldschmidt 
 
Internetkonzerne und „kali-
fornische Ideologie“ 
Thomas Wagner, Robokratie – 
Google, das Silicon Valley und der 
Mensch als Auslaufmodell, Papyros-
sa, Köln 2015, 177 S., 13,90 Euro 
Zeiten technologischer und sozialer 
Umbrüche bringen die phantasie-
vollsten Zukunftserwartungen her-
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vor. Der computerbasierte Hightech-
Kapitalismus am Beginn des 21. 
Jahrhunderts ist in dieser Hinsicht kei-
ne Ausnahme. Dies betrifft nicht so 
sehr die breite Bevölkerung, als viel-
mehr den durch Internetkonzerne auf-
gestiegenen Teil der Bourgeoisie, der 
sich für die Avantgarde einer neuen 
Epoche hält. Thomas Wagner unter-
sucht in seinem Buch dessen „kalifor-
nische Ideologie“ im Zusammenhang 
mit groß angelegten Investitionsstra-
tegien. Zu den milliardenschweren 
Dotcom-Glücksrittern mit Weltan-
schauungshunger gehören Google-
Aufsichtsratschef Eric Schmidt und 
Chefentwickler Ray Kurzweil, die 
Paypal-Erfinder Peter Thiel und Elon 
Musk, der Raumfahrtunternehmer Pe-
ter Diamandis oder Amazon-Gründer 
Jeff Bezos. Als Ideologielieferanten 
betätigen sich vor allem Kurzweil und 
von ihm inspirierte Think Tanks. Es 
geht dabei um diverse Luftschlösser, 
etwa die Schaffung einer dem Men-
schen überlegenen „Superintelligenz“, 
die Roboterherrschaft, die Abschaf-
fung menschlicher Sterblichkeit, den 
Abbau von Bodenschätzen auf frem-
den Planeten oder die Schaffung künst-
licher Mikrostaaten im Ozean, wo Ge-
sellschaftsmodelle ohne Demokratie 
ausprobiert werden können. Konkreter 
erscheinen dagegen die im Buch ge-
schilderten militärischen Forschungen 
an selbststeuernden Drohnen und mar-
schierenden Kampfrobotern oder auch 
Projekte zur Revolutionsprävention 
mittels massenhafter Auswertung von 
Internetdaten. Im Gespräch mit Sprin-
ger-Vize Christoph Keese1 lässt sich 

                                                        
1 Vgl. Christoph Keese, Silicon Valley. Was 

aus dem mächtigsten Tal der Welt auf uns 
zukommt, München 2014. 

der Autor das Geschäftsmodell der Su-
perreichen aus dem Silicon Valley er-
klären. Die Risikokapitalgeber kalku-
lieren, dass 90 Prozent ihres Geldes 
verloren gehen, der Rest aber riesige 
Summen einbringen wird, sofern alte 
Märkte zerstört und völlig neue ge-
schaffen werden. Als Beispiel nennt 
Keese den Angriff auf den CD-Markt 
durch Streaming-Dienste. Wenn Reli-
gion das „Opium des Volkes“ ist, mit 
dem unzumutbare Zustände erträglich 
gemacht werden, dann sind die bizar-
ren Versprechungen Kurzweils das 
Kokain der Eliten, um zu waghalsigen 
Anlageentscheidungen zu ermutigen. 
Die Gefahr besteht für Wagner „nicht 
in der doch sehr unwahrscheinlichen 
Entwicklung von Maschinen mit eige-
nem Bewusstsein, sondern darin, dass 
von den wirklich relevanten gesell-
schaftlichen Problemen (…) abgelenkt 
wird. (…) Der Profit von Google, Fa-
cebook und Co. beruht schon jetzt dar-
auf, dass diese Unternehmen die von 
den Nutzern (…) produzierten Daten 
als Waren an Werbekunden verkaufen. 
Das Bestreben von Google geht aber 
noch weiter. Der Konzern will die Ge-
hirne seiner Nutzer direkt mit dem In-
ternet verbinden und auf diese Weise 
total überwachen. (…) Darüber hinaus 
ist nicht davon auszugehen, dass Ma-
schinen in absehbarer Zeit die 
Menschheit vernichten wollen, doch 
birgt die Verselbstständigung informa-
tionstechnologischer Prozesse ein (…) 
Risiko von nicht beabsichtigten Ket-
tenreaktionen mit womöglich katastro-
phalen Folgen.“ 
Das Buch bietet einen interessanten 
Einblick in das Denken der Kapitalis-
ten, die über die modernsten Techno-
logien der Welt verfügen. Für das Ver-
ständnis aktueller gesellschaftlicher 
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Tendenzen ist ein solcher Einblick 
notwendig. Allerdings trennt der Autor 
nicht immer klar zwischen Konzern-
propaganda und tatsächlich zu erwar-
tenden Entwicklungen. Zuweilen kann 
man sich des Eindrucks nicht erweh-
ren, er sei selbst ein wenig fasziniert 
von der Ideologie, gegen die er so elo-
quent und leidenschaftlich argumen-
tiert. Für Abstand und Nüchternheit 
sorgt allerdings ein im Buch enthalte-
nes Interview mit Raúl Rojas, Informa-
tikprofessor an der FU Berlin. Zur Idee 
der „Singularität“, also einer Roboter-
herrschaft, führt er aus: „Ich bin An-
hängern der Singularitätsbewegung auf 
Konferenzen begegnet, bei denen es 
um künstliche Intelligenz ging. Die ei-
ne Hälfte der Teilnehmer waren Wis-
senschaftler, die andere Hälfte Singula-
risten oder Millionäre, die mit einem 
High-Tech-Unternehmen reich gewor-
den sind und glauben, dass sie das da-
zu qualifiziert, auf wissenschaftlichen 
Konferenzen zu reden. Diese Leute un-
terschätzen die Komplexität des 
menschlichen Gehirns. In Europa gibt 
es das Blue-Brain-Projekt, das ver-
sucht, ein Gehirn komplett zu simulie-
ren. Ich halte das heute nicht für mög-
lich. (…) Diejenigen meiner Kollegen, 
die der Idee der Singularität anhängen, 
sind Phantasten.“ 

Michael Zander 
 
„Zeitgemäßer Marxismus“ 
Josef Schleifstein, Reale Geschichte 
als Lehrmeister, Edition Marxistische 
Blätter Bd. 108, Neue Impulse Verlag, 
Essen 2015, 280 S., 19,80 Euro 
Der vorliegende Band enthält Aufsätze 
von Josef Schleifstein, die zwischen 
1964 und 1991 in den „Marxistischen 
Blättern“ erschienenen waren, einen 

Nachdruck seiner 1980 im Verlag 
Marxistische Blätter veröffentlichten 
Broschüre „Die ‚Sozialfaschismus’-
These. Zu ihrem geschichtlichen Hin-
tergrund“ sowie Beiträge von Kurt 
Bachmann, Peter Gingold, Fritz Ri-
sche, Robert Steigerwald, Willi Gerns, 
Günter Judick und Georg Fülberth aus 
der 1993 gemeinsam vom IMSF e.V. 
und den Zeitschriften Marxistische 
Blätter, sozialismus und Z. –Zeitschrift 
Marxistische Erneuerung veröffent-
lichte Erinnerungsschrift „Reale Ge-
schichte als Lehrmeister. Josef Schleif-
stein 1995-1992“.  
Der aus Anlass des hundertsten Ge-
burtstags von Jupp Schleifstein im 
März 2015 (vgl. Z 101, März 2015, S. 
175ff.) herausgegebene Band wird von 
Lothar Geisler mit einer Erinnerung an 
die Beerdigung von Jupp Schleifstein 
auf dem jüdischen Friedhof in Köln-
Bocklemünd im Juli 1992 eingeleitet, 
die, wie er ganz richtig schreibt, „un-
terschiedliche Kräfte und Strömungen 
der Linken vereinte, die sein Lebens-
werk, seine Persönlichkeit über Partei-
grenzen und Meinungsverschiedenhei-
ten hinweg hoch schätzten.“ Schleif-
stein war in der Bundesrepublik nach 
1968 Diskussionspartner und auch 
politischer Ratgeber eines großen 
Kreises von nicht nur marxistischen 
Linken, und er hatte in den Parteiaus-
einandersetzungen der auseinanderdrif-
tenden DKP Ende der 1980er Jahre – 
vergeblich und sicher auch zu spät – 
versucht, Voraussetzungen für koope-
rative Beziehungen zwischen der kon-
servativen Mehrheit und der sog. Er-
neuerungsströmung zu schaffen. Dabei 
gehörte Schleifstein, der nach Rück-
kehr aus dem Exil in England Ende der 
1940er Jahre bis 1951 (Abberufung in 
die DDR als „Westemigrant“) und 
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dann wieder ab 1960 im Parteivorstand 
der (illegalen) KPD und dessen Sekre-
tariat (zuständig für die ideologische 
Arbeit) tätig war, zu den ältesten, er-
fahrensten und klügsten Genossen der 
1968 neu konstituierten DKP, deren 
PV er bis 1990 angehörte und die er 
Anfang 1991 verließ.  
Bei den für den Band ausgewählten 
Texten handelt es sich durchweg um 
Beiträge zur Geschichte und Theorie 
der Arbeiterbewegung, in denen durch 
konkret-historische Analysen versucht 
wird, Erfahrungen aufzuarbeiten und 
Lehren für die sozialistische Linke der 
Gegenwart zu ziehen. Geisler zitiert 
aus dem letzten der abgedruckten Bei-
träge von 1990/1991: „Der Prozess 
marxistischer Erneuerung darf sich 
selbst keine Grenzen, Schranken und 
Stoppschilder setzen, die einer gründli-
chen Aufarbeitung der eigenen Ge-
schichte und der allseitigen Überprü-
fung bisheriger Theorie an den Erfah-
rungen und der heutigen Wirklichkeit 
im Wege stehen würden.“ Der Band 
richtet sich, wie dem Vorwort zu ent-
nehmen ist, insbesondere an „heutige 
und zukünftige KommunistInnen“, de-
nen er – mit einer Formulierung von 
Schleifstein – als Pflichtlektüre „zum 
Weiterdenken und Weitergehen“ emp-
fohlen wird. Die Auswahl der Erinne-
rungsbeiträge aus der Broschüre von 
1993 (an der sich 27 Weggefährten 
von Jupp Schleifstein beteiligt hatten) 
orientiert sich an der Zielgruppe des 
Bandes: Heutigen DKP-Mitgliedern 
wird von einer Reihe prominenter Ge-
nossen signalisiert, dass Jupp Schleif-
stein ein Autor ist, den sie auch heute 
unbedingt studieren sollten. Aus den 
Erinnerungsbeiträgen erfährt man eini-
ges über Biographie und Person Josef 
Schleifsteins, der in der Linken der 

heutigen Bundesrepublik nur noch Äl-
teren bekannt ist. Aber es wäre wahr-
scheinlich ganz gut gewesen, auch die 
ausführlicheren biographischen Anga-
ben aus der o.a. Erinnerungsschrift von 
1993 zu übernehmen. 
Was die Edition angeht, nur folgende 
Anmerkungen: Ein Teil der Beiträge 
war bereits in dem 1975 erschienenen 
Band: Josef Schleifstein, Zur Ge-
schichte und Strategie der Arbeiterbe-
wegung (Frankfurt/M. 1975) nachge-
druckt worden. Die Studie zur Sozial-
faschismus-These (133-188, der um-
fangreichste Einzeltext), ursprünglich 
als Teil der Einleitung der Goldberg-
schen Edition der Varga-
Wirtschaftsberichte (West-Berlin 
1977) erschienenen, erfolgt nach der 
1980 im Verlag Marxistische Blätter 
veröffentlichten, erweiterten Broschüre 
(diese Quelle wird nicht genannt). Lei-
der werden dabei auch die allermeisten 
Druckfehler dieser Ausgabe über-
nommen. Die – wohl eher pragmati-
sche – Beschränkung auf Beiträge aus 
den „Marxistischen Blättern“ hat ihre 
Nachteile, weil dadurch die lebendigs-
ten Texte aus den Gesprächsbänden 
von Jupp Schleifstein (Intellektuelle in 
der Arbeiterbewegung. Diskussion mit 
Wolfgang Abendroth, Hans Brender 
und Josef Schleifstein, Dortmund 
1986; Der Intellektuelle in der Partei. 
Gespräche mit Frank Deppe, Georg 
Fülberth und Gert Meyer, Marburg 
1987; Die Kommunisten müssen um-
denken, Gespräche mit Albert Engel-
hardt, Joachim Hetscher und Robert 
Steigerwald, Düsseldorf 1989) nicht 
zur Auswahl standen. 
Hier kann auf die Beiträge des Bandes 
im Einzelnen nicht eingegangen wer-
den. Schleifsteins Plädoyer (mit Lenin) 
für die konkrete Analyse der konkreten 
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Situation als methodische Richtschnur 
ist durchgängig. Aber auch hier unter-
liegt die jeweilige Akzentuierung na-
türlich konkreten Umständen. Jürgen 
Kuczynski kommentierte seinerzeit die 
Sozialfaschismus-Studie in einer Be-
sprechung der Varga-Edition als „ein-
drucksvoll – zu eindrucksvoll meiner 
Meinung nach“ mit dem Argument, 
„daß ich, der ich diesen Fehler mit 
meiner Partei aus vollem Herzen, mit 
wütendem Zorn über die Haltung der 
SPD mitgemacht hatte, ihn wieder völ-
lig verständlich fand. Und das darf 
nicht sein. Einen so fundamentalen 
strategischen Fehler, wie den Haupt-
gegner nicht zu erkennen, darf man 
niemals nachträglich durchaus erklär-
lich finden und verstehen…“1 Aber 
das tat Schleifstein auch gar nicht. 
Verstehen heißt nicht entschuldigen. 
Beide hatten ein unterschiedliches Ad-
ressatenfeld im Auge: Kuczynski die 
Geschichtsdiskussion in seiner Partei, 
der SED (1979 erschien die Thälmann-
Biographie, die viel „Verständnis“ 
aufbrachte und für die genannte Perio-
de keine fundamentalen strategischen, 
sondern höchstens taktische Fehler ein-
gestand), während es Schleifstein um 
die Diskussionslage in der alten Bun-
desrepublik mit der Dominanz der 
konservativen bzw. sozialdemokrati-
schen Geschichtsschreibung ging, für 
die das Versagen der Sozialdemokratie 
im Kampf gegen den Faschismus 
überhaupt kein Thema waren und der 
einige geschichtliche Tatsachen als so-
zialgeschichtlicher Hintergrund entge-
gengehalten werden mussten.  
Beeindruckend sind zwei Interviews 
                                                        
1  Jürgen Kuczynski, Großartige Pflege eines 

marxistischen Erbes, in: Jahrbuch für Wirt-
schaftsgeschichte, 1979/III, S. 156, 157. 

vom Dezember 1989 und Januar 1990, 
in denen sich Schleifsteins Reaktion 
auf den raschen Umschwung in der 
DDR zur kapitalistischen Restauration 
widerspiegelt. Im ersten („Realitätsver-
lust, Selbstherrlichkeit, Mangel an 
Demokratie“) werden die Ursachen der 
Krise in der UdSSR und der DDR im 
Versagen „des bisherigen Modells des 
Sozialismus“ gesehen, darin, dass es 
nicht gelungen sei, die von Lenin an-
gestrebte „umfassende Demokratie“, 
seine Vorstellung von Rätedemokratie 
zu realisieren. Die „furchtbare Defor-
mation des werdenden Sozialismus in 
der Stalinperiode“ habe auch die späte-
re Entwicklung entscheidend geprägt. 
Er konstatiert „Realitätsverlust“, „eine 
unvorstellbare Selbstherrlichkeit“ in 
der SED-Führung und fragt sich als al-
ter Kommunist, warum niemand den 
Mut gehabt habe, zurückzutreten, als 
die Blockierung der notwendigen Re-
formen offenkundig wurde (209 f., 
214). Die Massendemonstrationen, die 
er im November 1989 in Leipzig erlebt 
hatte, machten es für ihn „eindeutig, 
dass die Arbeiterklasse, selbst im enge-
ren Sinne des Begriffs der Industriear-
beiterschaft, Hauptträger dieser De-
monstrationen ist“. Aber der Akzent 
dieses Interviews ist noch optimistisch. 
Er sieht in der Krise Chancen für eine 
sozialistische Erneuerung und glaubt, 
dass die Identifizierung der Menschen 
mit dem Sozialismus „unzweifelhaft“ 
sei (213). Erwartungen im Westen, in 
der DDR sei die Stunde des Kapitalis-
mus gekommen, werden noch als „Il-
lusionen“ betrachtet. Wenige Wochen 
später, im Januar 1990 („Zur Ge-
schichte und Perspektive der DDR“), 
ist dieser Optimismus weg, die Kritik 
an der Politik der SED auch im lang-
fristigen Rückblick härter. (Hier spie-
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len eigene Erfahrungen eine Rolle: der 
willkürliche Funktionsverlust 1951; ein 
Parteiausschlussverfahren 1953 wegen 
seiner Kritik an der Partei nach dem 
17. Juni 1953). Aus „falsch verstande-
ner Solidarität gegenüber Freunden“ 
habe man gegenüber den Fehlentwick-
lungen geschwiegen, das Politbüro als 
„absolut oligarchische Gruppe“ hinge-
nommen. Angesichts des Um-
schwungs der Stimmung in der DDR 
(Suche nach „Anschluss“, „groß-
deutsch-hurrapatriotischer Rausch“, 
„Empörung und Enttäuschung über die 
alte Macht“) und der „elementaren 
Gewalt der von der ökonomischen 
Übermacht der Bundesrepublik ausge-
henden Wirkungen“ (222) ist die Ei-
genständigkeit der DDR in Frage ge-
stellt, ist es ungewiss, ob es der 
SED/PDS gelingen könne, „den Weg 
des Totalausverkaufs“ zu verhindern. 
Die neue Realität – „ein übermächtiges 
Deutschland, das jederzeit wieder zum 
Störfaktor und zur Bedrohung einer 
europäischen Friedensordnung werden 
kann“ – zeichnet sich ab (224). In die-
ser Konstellation setzt Schleifstein – 
gegenüber dem, „was ich seit einiger 
Zeit vom DKP-Vorstand lese“ – auf 
eine „undogmatische, verantwortungs-
bewusste, realistische, nicht kapitulie-
rende, erneuerte sozialistische Politik 
des ‚Trotz alledem!’“, und setzt hinzu: 
„Das scheint mir auch zeitgemäßer 
Marxismus zu sein.“ (224) 
Das wurde vor einem Vierteljahrhun-
dert geschrieben. Diese Haltung ist 
auch heute tragfähig. Und es bleibt zu 
hoffen, dass die verdienstvolle Her-
ausgabe dieses Bandes gerade bei je-
nen, denen er zugedacht ist, wirklich 
zum Weiterdenken und Weitergehen 
veranlasst. 

André Leisewitz 

Im Pantheon der Gewaltlosen 
Domenico Losurdo, Gewaltlosigkeit. 
Eine Gegengeschichte. Aus dem Ita-
lienischen von Erdmute Brielmayer. 
Argument-Verlag, Hamburg 2015 
(italienische Ausgabe 2010), 288 Sei-
ten,33,- Euro. 
Immer wieder greift der italienische 
Philosoph Domenico Losurdo(= L.) 
in seinen Büchern zentrale, in der öf-
fentlichen Meinung wirkmächtig 
verankerte Ideologeme auf, die den 
Status von breit geteilten, kaum hin-
terfragten Leitorientierungen besit-
zen und deshalb für die politischen 
Debatten über Handlungsoptionen 
von erheblicher Bedeutung sind. Da-
zu gehört auch der Diskurs über Ge-
waltlosigkeit. 
Das Eingangskapitel „Von den nicht 
eingelösten Versprechen des ewigen 
Friedens zur Gewaltlosigkeit“ um-
reißt den Rahmen des Problems und 
zeigt, wie etwa der Erste Weltkrieg 
von Anbeginn auch ein Schlachtfeld 
der Ideologie war. Neben der (nicht 
zuletzt durch renommierte ‚Kulturträ-
ger’ befeuerten)Erwartung einer ka-
thartischen Wirkung gab es auch 
Stimmen, denen zufolge dieser 
Kampf mit der Verbreitung von De-
mokratie auch die Wurzeln des Krie-
ges ausreißen werde, um einem ‚ewi-
gen Frieden’ den Weg zu bereiten. 
Die Ernüchterung nach dem erlebten 
Grauen des Ersten und dann auch des 
Zweiten Weltkriegs machte es in der 
Folge schwerer, eine Begeisterung für 
neue Kriege zu entfachen. Vor diesem 
Hintergrund und vor allem auch zur 
Ächtung revolutionärer Gewalt wie 
die der Oktoberrevolution und der an-
tikolonialen Kämpfe trat in der Ideo-
logiepolitik die offene Kriegsmobili-
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sierung zurück zugunsten des Plädoy-
ers für Gewaltlosigkeit. Hierfür spiel-
te vor allem die Figur Mahatma 
Ghandis eine zentrale Rolle.  
Beginnend mit den Bewegungen des 
christlichen Abolitionismus und Pazi-
fismus in den Vereinigten Staaten des 
18. Jh. zeigt L., wie diejenigen, die 
Gewaltlosigkeit als Handlungsmaxi-
me propagieren, sich immer wieder in 
praktischen Dilemmata wiederfinden, 
wenn es in den wechselnden konkre-
ten Situationen um die Wahl zwi-
schen zwei gleichermaßen unver-
zichtbaren Werten ging, die es nicht 
erlauben, die ursprüngliche Motivati-
on ‚rein’ durchzuhalten, sondern es 
nötig machen, sich für eine bestimmte 
Form von Gewalt zu entscheiden, 
wobei mitunter eine Umdefinition der 
bekämpften Feinde in nichtmenschli-
che Bestien die Gewalt-Option er-
leichterte.  
Ab dem zweiten Kapitel steht dann 
Ghandi, der bekannteste Führer der 
indischen Unabhängigkeitsbewegung, 
im Mittelpunkt; auf ihn wird als Ver-
gleichsfolie immer wieder Bezug ge-
nommen. Bei den von ihm propagier-
ten, teilweise extrem spektakulären 
Formen von ‚Gewaltlosigkeit’ ging es 
darum, moralische Empörung hervor-
zurufen und dies als Waffe zu nutzen. 
Entgegen dem vorherrschenden, ein-
dimensionalen Bild von Ghandi zeigt 
L. das situationsabhängige Nebenein-
ander der jeweils gewählten Optio-
nen: Neben dem Plädoyer für Gewalt-
losigkeit (begründet durch das hindu-
istische Ahisma) findet sich bei ihm 
auch eine Kriegsideologie, wonach 
die Teilnahme am Krieg den Gemein-
schaftsgeist und die Ausbildung reifer 
Männlichkeit fördere. Im Kontrast 
dazu betonte etwa zur gleichen Zeit 

der russische Schriftsteller Leo Tols-
toi, das Militärische ‚vertiere’ die 
Menschen oder verwandle sie in Ma-
schinen (z.B. 58). 
Immer wieder stellt L. auch Verglei-
che zu den Debatten innerhalb der 
Arbeiterbewegung an (so vor allem 
im 3. und 4. Kapitel): von Marx und 
Engels bis zu den Akteuren der Okto-
berrevolution, insbesondere zur ‚Par-
tei Lenins’. Kriterium der Interpreta-
tion des jeweiligen Verhaltens sei 
nicht ‚Gewalt versus Gewaltlosig-
keit’, sondern das angestrebte Ziel: 
Emanzipation oder aber Stützung von 
Unterdrückung durch Kooptation(87). 
Nach diesem Kriterium wird Ghandi 
eher den auf Kooptation bedachten 
Fraktionen der sozialistischen Bewe-
gung zugeordnet (z.B. Labour in Eng-
land oder Bernstein in Deutsch-
land),denn er habe immer dann für 
Gewaltoptiert, wenn er sich von der 
Kooptation mit der herrschenden (bri-
tischen) Kolonialmacht etwas ver-
sprach. 
Auch die Linie der Gewaltlosigkeit, 
wie sie Martin Luther King und die 
mit ihm verbundene Bürgerrechts-
bewegung der Afroamerikaner ver-
traten, wird in ihren Widersprüchen 
und Entwicklungsdynamiken ver-
folgt (6. Kapitel), wobei insbesonde-
re der Vietnamkrieg zu einschnei-
denden Veränderungen in Kings po-
litischen Einstellungen führte 
(142ff). Interessant ist dabei auch die 
von L. dargestellte zwiespältige Hal-
tung einer ‚weißen Liberalen’ wie 
der Philosophin Hannah Arendt zur 
Bewegung der Afroamerikaner und 
zum Vietnamkrieg. So rühmt sie 
zwar den bewaffneten jüdischen Wi-
derstand etwa beim Aufstand im 
Warschauer Ghetto, distanziert sich 
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aber von den antikolonialen Revolu-
tionen (auch von Frantz Fanons The-
sen, wonach die Anwendung von 
Gewalt für die Unterdrückten auch 
eine befreiende Wirkung haben kön-
ne) und von den Versuchen der Af-
roamerikaner, sich gegen die rassisti-
sche Gewalt zu verteidigen oder sich 
der Zwangsrekrutierung im Viet-
namkrieg zu widersetzen. „Tatsache 
ist, dass Arendt an die ‚jüdische Fra-
ge’ im Sinne realer Emanzipation, 
aber an die ‚schwarze Frage’ nur im 
Sinne der Kooptation denkt.“ (164) 
Betrachte man die „Wirkungsge-
schichte Ghandis in der Welt und die 
Errichtung des gewaltlosen Pan-
theons“ (7. Kapitel), so sei die „Hei-
ligsprechung“ zugleich mit ei-
ner„Neutralisierung“ von Gandhi und 
King (181ff) verbunden gewesen. 
Diese ideologiepolitische Spur wird 
weiter bis in die aktuelle Gegenwart 
hinein verfolgt (8. und 9. Kapitel). L. 
konstatiert eine Veränderung in der 
„Haupttendenz der herrschenden I-
deologie im liberalen Westen“ (181): 
„Ghandi nahm nun die Rolle des A-
postels und Märtyrers der Gewaltlo-
sigkeit ein und diente als Kontrapunkt 
zu den Helden der revolutionären 
Bewegungen und der Emanzipations-
bewegungen der Kolonialvölker.“ Er 
wurde zum Gegenpol von Mao, Ho 
Chi Minh oder Castro, ins „Pantheon 
der Gewaltlosen erhoben, um sie den 
Vorkämpfern der anderen großen an-
tikolonialen Revolutionen entgegen-
zusetzen.“ (182f) Heute habe vor al-
lem der 14. Dalai Lama das Erbe 
Gandhis als Vorkämpfer der Gewalt-
losigkeit angetreten, und diese sei nun 
„ein wesentliches Element des psy-
chologischen Krieges und des Great 
Game“ geworden (198). 

Hierzu rechnet L. auch die Inszenie-
rung diverser ‚farbiger Revolutio-
nen’(z.B. die ‚Rosenrevolution’ in 
Georgien oder die ‚orangene’ in der 
Ukraine), wobei er sich auchauf die 
bereits 1993 in Boston/USA publi-
zierten detaillierten Anweisungen aus 
dem praktischen Agitationshandbuch 
von Gene Sharp (2008 auf Deutsch 
erschienen) bezieht. Es gehe dabei, 
materiell unterstützt z.B. durch Mittel 
der Soros-Stiftung und auch des ame-
rikanischen Außenministeriums 
(229), wie bei Ghandi um das „Her-
vorrufen moralischer Empörung“ 
(232) durch den gezielten Einsatz von 
Medien und Symbolen. Ghandis Lo-
sung der Gewaltlosigkeit habe sich 
„in ein Instrument der imperialen Po-
litik eines Landes verwandelt“ (234), 
das überall militärisch zu intervenie-
ren vermag, in eine „Kraft der Mani-
pulation“. 
Zur abschließenden Frage nach dem 
erforderlichen gesellschaftspolitischen 
System als Voraussetzung für eine 
konsequente Friedenspolitik heißt es: 
Zwar sei der utopische Ansatz (etwa 
der nach dem ‚Absterben des Staa-
tes’) zu überwinden, aber: „Solange 
die Wurzeln der Politik der ‚Erobe-
rung’, des ‚Raubes’, der Herrschaft 
nicht ausgerissen sind, kann die Gei-
ßel des Krieges von einer Institution 
wie der UNO zwar eingedämmt und 
begrenzt werden,“ doch die Hoffnun-
gen der Verfechter der Gewaltlosig-
keit, den Krieg zum Verschwinden zu 
bringen, „ist dazu verurteilt, ent-
täuscht zu werden.“ (256)Da es keine 
Möglichkeit eines konsequent gewalt-
losen Handelns gebe, sondern nur die 
Wahl der Art der Gewalt, gehe es um 
die Zielrichtung hin auf Emanzipation 
und Gleichheit: eine Gleichheit der 
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Klassen, der Ethnien und – in den in-
ternationalen Beziehungen – auch der 
Staaten. 

Richard Sorg 
 
Islam: Kampf um Interpre-
tationshoheit 
Katajun Amirpur, Den Islam neu 
denken, C. H. Beck, München 2013, 
256 S. 14,95 Euro. 
Schon nach dem Lesen des Vorwor-
tes, erst recht am Ende des Buches 
von Katajun Amirpur, gewinnt man 
den Eindruck, dass hier eine Kennerin 
der Sache am Werke gewesen ist. 
Amirpur hat in ihrem Buch sechs Per-
sönlichkeiten vorgestellt, die sich als 
Reformer des Islam verstehen. Sie al-
le sind der Überzeugung, dass der Is-
lam vereinbar sei mit der Idee der 
Demokratie, der Freiheit, religiöser 
Toleranz, Menschenrechten und 
Gleichberechtigung der Geschlechter. 
Berufen tun sie sich alle dabei auf das 
heilige Buch der Muslime, den Koran. 
Schon hier wird deutlich, dass es „den 
Islam“ nicht gibt, sondern unter-
schiedliche Interpretationen möglich 
sind, was die islamischen Fundamen-
talisten jedoch ablehnen. 
Amirpur beginnt mit der Vorstellung 
der Reformer des 19. Jahrhunderts, 
nämlich Dschamal-ad-Din al-Afghani 
und dessen berühmtesten ägyptischen 
Schüler Muhammad Abduh sowie 
Abduhs bekanntesten Schüler Raschid 
Ridah. Auch wenn es noch so oft be-
hauptet wird, wahrer wird es dadurch 
nicht: „Dschamal-ad-Din al-Afghani“ 
war kein Perser, wie auch Amirpur 
meint (19). Sie übernimmt die falsche 
Angabe von anderen Islamwissen-
schaftlern und Orientalisten. 

Saied Jamaludin Afghani, so lautet 
sein richtiger Name, wurde 1254 
(1838/39) in Assad Abad in der nord-
östlichen afghanischen Provinz Kunar 
geboren. Nach dem Tod des Emirs 
Dost Mohammad, hatte er sich im 
nachfolgenden Bürgerkrieg auf die 
Seite Mohammad Azams geschlagen, 
und als dessen Bruder und Rivale 
Scher Ali siegreich blieb 1869 das 
Land verlassen. Nach nur zwei Mona-
ten in Indien wurde er wegen seines 
antikolonialen Engagements von den 
Briten vertrieben, er blieb 40 Tage in 
Kairo und ging dann 1870 nach Kon-
stantinopel, um schon im März 1871, 
obwohl anfangs begeistert aufge-
nommen und sehr erfolgreich, ge-
zwungenermaßen nach Kairo zurück-
zukehren. Da er bis September 1879 
dort gewirkt und auch viele Schüler 
hatte, wie den namhaften Ägypter 
Muhammad Abduh, erhielt er in der 
arabischen Literatur den Beinamen 
„Al Afghani“. Nach Aufenthalten in 
Indien, London, Paris, Iran (1886 bis 
Anfang 1891), Irak, London, reiste er 
1892 auf Einladung des Sultan Abdül 
Hamid in die Türkei und blieb dort 
bis zu seinem Tod am 9. März 1897. 
Er wurde zunächst auf dem Friedhof 
von Nishantash (Konstantinopel) bei-
gesetzt und Ende Dezember 1944 
nach Kabul geholt, wo er am 2. Janu-
ar 1945 in der Nähe von Ali-Abad, 
heute das Gelände der Universität 
Kabul, beigesetzt wurde, wo für ihn 
ein Mausoleum errichtet worden war. 
Zwei Hauptgründe warum Al-
Afghani kein Perser gewesen sein 
kann: Seine Kindheit und Jugend hat 
er in Afghanistan verbracht und in 
Kabul studiert1; warum sollte ein Per-

                                                        
1 Vgl. The Encyclopaedia of Islam, New ed., 
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ser aus „Hamadan“ in Afghanistan 
aufwachsen und in diesem damals wie 
heute so rückständigen Land studieren 
und dazu noch als Schiit? Und wäre 
er tatsächlich ein Perser gewesen, hät-
te die Regierung in Teheran die Über-
führung seines Leichnams nach Kabul 
niemals zugelassen. 
Die Iraner vereinnahmen allgemein 
fast alle persischsprachigen Denker 
und Dichter, ob sie nun Afghanen 
oder Tadschiken sind, als Perser; 
auch europäische Orientalisten über-
nehmen diese Version der Geschich-
te, die erwiesenermaßen falsch ist. 
So z.B. Reinhard Schulze2 und 
mehrfach bei Werner Ende/Udo 
Steinbach.3 Wahrscheinlich wird 
diese „Verfälschung“ von histori-
schen Tatsachen zu den Fehlern ge-
hören, die als allerletzte von dieser 
Welt verschwinden werden. 
Sowohl Al-Afghani als auch Abduh 
„waren Verfechter einer rationalen 
Deutung des Islams“ (21). Sie gelten 
fälschlicherweise als Panislamisten. 
Ihr Ziel war jedoch die islamischen 
Länder gegen den europäischen Ko-
lonialismus zu vereinen. Beide Re-
former fordern die Befreiung der is-
lamischen Länder von europäischer 
Bevormundung sowie die „Erneue-
rung des Islams aus eigener Kraft“ 
(20). Sie betonen das rationale Den-
ken unter Einbeziehung der modernen 
Wissenschaft, weisen auf die Verbes-
                                                          

Vol. 2, Leiden 1965, S. 417. 
2 Vgl. Reinhard Schulze, Geschichte der is-

lamischen Welt im 20. Jahrhundert, Mün-
chen 1994, S. 32. 

3 Vgl. Werner Ende, Udo Steinbach (Hrsg.), 
Der Islam in der Gegenwart, 3. Aufl., 
München 1991, S. 116ff.; S. 239; S. 255 
und S. 553. 

serung des Bildungswesens hin und 
fordern eine „Neuinterpretation der 
religiösen Texte“ (21). Daher müssten 
die Gesetze im Islam den Umständen 
angepasst werden. 
Die heutigen Reformer, wie Mullah 
Mohsen Kadivar (geb. 1959) betonen, 
dass der Mensch „nicht in Ketten ins 
Paradies geschleppt werden“ könne 
(31). Kadivar hebt die Religions- und 
Glaubensfreiheit hervor. Er weist auf 
die schon vor langer zeit existierende 
„Koranwissenschaft“ hin und findet 
die Argumentation der Islamisten, den 
Koran wörtlich und als ewig gültig zu 
erklären widersinnig (33). 
Gibt es auch einen islamischen Fe-
minismus? Diese Frage kann man 
ohne weiteres mit ja beantworten. Es 
darf als allgemein bekannt vorausge-
setzt werden, dass es 1400 Jahre lang 
nur die Männer waren, die den Koran 
interpretierten, kommentierten und so 
auslegten, wie es ihnen passte, 
schreibt Barlas (150). Seit einigen 
Jahren melden sich auch selbstbe-
wusste Muslima, wie z.B. die Ägypte-
rin Nawal El Saadawi, die Marokka-
nerin Fatima Mernissi, die in Pakistan 
geborene und in den USA lebende 
Asma Barlas, und die Afro-
Amerikanerin Amin Wadud zu Wor-
te. Der Koran beinhaltet die Gleich-
heit von Frauen und Männern, so 
Wadud (120). Mernissi weist auf 
zahlreiche Überlieferungen Moham-
mads hin, wo er sich „gegen Gewalt 
in der Ehe und für eine Gleichstellung 
von Männern und Frauen ausgespro-
chen“ hatte (39). Für El Saadawi ist 
die Geschlechterfrage auch eine so-
ziale Frage und kann nicht von den 
gesellschaftlichen Verhältnissen los-
gelöst diskutiert werden. 
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Eine der Kernfragen der Gleichbe-
richtigung in islamischen Gesellschaf-
ten ist und bleibt die Polygamie. Sie 
existierte auch schon vor dem Islam 
und der Prophet Mohammad schaffte 
sie auch nicht ab. Im Koran wird dar-
auf hingewiesen, dass ein Mann nur 
dann eine Frau heiraten sollte, wenn 
er in der Lage ist, der Frau Gerechtig-
keit widerfahren zu lassen. Unabhän-
gig davon, wie ein Mann sich auch 
bemühen möge, ist er nicht in der La-
ge gegenüber mehreren Frauen ge-
recht zu sein (103). Daher ist die Po-
lygamie faktisch unzulässig, argu-
mentieren die muslimischen Feminis-
ten. Das ist auch die Interpretation des 
Rezensenten. 
Amirpur stellt im Weiteren noch die 
Stellungnahmen des ägyptische Re-
formers Nasr Hamid Abu Zaid, des-
sen Position nach seiner Flucht nach 
Europa bekannter geworden ist, von 
Fazlur Rahman, eine der gewichtigen 
Stimmen im Diskurs um die Reform 
des Islam, von Abdul Karim So-
roush, von Mohammad Mojtahed 
Shabestari und des schillernden Agi-
tators Tariq Ramadan, den ich per-
sönlich nicht als Reformer einstufen 
würde, ausführlich dar. 
Es steht außer Frage, dass der Islam 
und die Muslime immer dann ihren zi-
vilisatorischen Höhepunkt erreicht ha-
ben, wenn sie tolerant, offen und dis-
kussionsfreudig waren. Die Aufgabe 
der muslimischen Intellektuellen, wozu 
sich auch der Rezensent rechnet, be-
steht darin, das Interpretationsmonopol 
den konservativen Kräften streitig zu 
machen. Wir Muslime müssen unsere 
Hausaufgaben selbst erledigen. Nur so 
können der Islam und die Muslime im 
21. Jahrhundert einen angemessenen 
Platz in der Völkergemeinschaft ha-

ben. Dogmatismus und Abkapselung 
führen unweigerlich in die Sackgasse. 
Davor kann ich nicht genug warnen. 
Das Buch von Katajun Amirpur, dem 
ich viele Leserinnen und Leser wün-
sche, kann zu einem inner-
islamischen Diskurs beitragen. 

Matin Baraki 
 

 
Politische Ökonomie für die 
Praxis 
Ralf Krämer, Kapitalismus verste-
hen. Einführung in die Politische 
Ökonomie der Gegenwart, VSA-
Verlag, Hamburg 2015, 253 S., 
16,80 Euro. 
Das Buch wendet sich vor allem an 
politisch und gewerkschaftlich aktive 
Leserinnen und Leser, denn „ohne ei-
ne Kritik der bestehenden kapitalisti-
schen Ökonomie ist keine fundierte 
linke, gewerkschaftliche und sozialis-
tische Politik möglich.“ (11) Im Vor-
dergrund steht eine didaktische Ab-
sicht: Dem politisch Engagierten bzw. 
Interessierten soll ein Verständnis für 
die Funktionsweise ‚unserer‘ Wirt-
schaft vermittelt werden, ohne dass 
dieser oder diese sich jeweils in öko-
nomische Fachliteratur vertiefen 
muss. Das gelingt dem Autor: Das 
Buch ist verständlich geschrieben oh-
ne flach oder feuilletonistisch zu wer-
den oder Wirtschaft in personalisier-
ten Geschichten erzählen zu wollen. 
Der Autor verfügt über Erfahrungen 
in der gewerkschaftlichen und politi-
schen Bildungsarbeit, was der Ver-
ständlichkeit zu Gute kommt. Kern-
aussagen werden im Text hervorge-
hoben, so dass man leicht noch mal 
zurückblättern kann.  
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Das Buch besteht aus drei Haupttei-
len: Die ersten vier Kapitel sind eine 
Einführung in die Marxsche Analyse 
der kapitalistischen Produktionsweise, 
wobei der Autor sich an passenden 
Stellen auf aktuelle Beispiele, oft aus 
Deutschland, bezieht. Wer Marx‘ Ka-
pital kennt, der wird wissen, dass 
auch dieser sich immer wieder zur 
„Hauptillustration“ seiner Analysen 
auf England bezogen hatte. Besonders 
gut ist dem Autor die Darstellung ei-
nes zentralen Elements, der Marx-
schen Werttheorie, gelungen: Der 
Wert ist, anders als der Preis, ein „so-
ziales Verhältnis“, er ist keine bere-
chenbare Zahl, sondern ein „Regula-
tor der Produktion“ (27). Eindrücklich 
wird dargestellt, dass der Verzicht auf 
den Arbeitswert als Grundlage der 
Werttheorie den kritischen Gehalt der 
marxistischen politischen Ökonomie 
aushebeln würde. Etwas knapp sind 
die Ausführungen über die Rolle des 
Geldes geraten. Angesichts der aktu-
ellen Debatten über Geld und Kredit, 
bei denen auch viele Linke vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen Fi-
nanzkrise der Illusion verfallen, der 
Kern des Kapitalismus sei das Geld, 
wären ein paar Bemerkungen zu die-
ser Position (auch Marx hatte sich 
damit beschäftigt) vielleicht nützlich 
gewesen.  
Der zweite Hauptteil des Buchs, das 
Kapitel 5, widmet sich dem „moder-
nen Kapitalismus“ (109), der explizit 
mit den „Entwicklungen im 20. und 
21. Jahrhundert insbesondere in den 
kapitalistischen Zentren West- und 
Mittel-Europas sowie Nordamerikas, 
und speziell in Deutschland“ (109) 
gleichgesetzt wird. Moderner Kapita-
lismus ist für den Autor identisch mit 
der europäisch/nordamerikanischen 

Variante, ein angesichts aufstrebender 
kapitalistischer Wirtschaftsmächte im 
Süden immerhin diskussionswürdiger 
Standpunkt. Geschildert werden ge-
genwärtig zu beobachtende Struktur-
veränderungen des Kapitalismus, die 
in der Produktionsweise angelegt 
sind: Es geht um die Konzentration 
und Zentralisation des Kapitals, die 
Zunahme finanzkapitalistischer Spe-
kulationen, die Rolle des Staates, um 
staatliche Wirtschaftspolitik und ihre 
verschiedenen Varianten, um kapita-
listische Globalisierung, bis hin zum 
Wandel der Arbeit infolge von techni-
schem Fortschritt und der rapiden Zu-
nahmen von Dienstleistungen. Aus-
führlich behandelt wird die Frage, ob 
die Digitalisierung der Wirtschaft nicht 
letzten Endes zum Ende der auf der 
Arbeit und dem Arbeitswert beruhen-
den Produktionsweise führen muss – 
eine schon von Marx in den ‚Grundris-
sen‘ angesprochene Entwicklungsten-
denz. Der Autor stellt die wesentli-
chen technischen Entwicklungen dar 
und kommt zu dem Schluss: „Aller 
Voraussicht nach bleibt die Arbeit 
auch in der spezifischen Form der 
Lohnarbeit und der Erwerbsarbeit all-
gemein dominierend. Sie verändert 
sich lediglich und der Anteil der Ar-
beit in der unmittelbaren materiellen 
Fertigung nimmt ab.“ (177) 
Der dritte Hauptteil, das Kapitel 6, be-
fasst sich mit den Krisenerscheinun-
gen der Gegenwart und diskutiert die 
Frage, wie die notwendige Transfor-
mation des Kapitalismus erreicht wer-
den könnte. Der Autor wendet sich ge-
gen die Vorstellung, der Kapitalismus 
sei am Ende: „Der Kapitalismus ist 
weit entfernt davon, das Ende seiner 
Möglichkeiten erreicht zu haben. Das 
muss als eine Drohung begriffen wer-
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den.“ (238) Die Darstellungen der öko-
logischen Krise, der aktuellen Finanz-
krise und der EU-Krise sind in ihrer 
Prägnanz gelungen, auch wenn Positi-
on Krämers zum Wachstum in den rei-
chen Ländern – er meint, ein Rück-
gang der Produktion im Westen wür-
de „einen völligen wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenbruch und 
Verarmung bedeuten“ (194) – diskus-
sionswürdig ist. Ob und inwieweit 
man bei Fortsetzung des Wirtschafts-
wachstums allein auf die „Entkopp-
lung von Wertschöpfung und Natur-
beanspruchung“ (196) setzen kann er-
scheint – angesichts der Nachholpro-
zesse der armen Länder – zumindest 
umstritten. Vor dem Hintergrund die-
ser Krisen hält er perspektivisch einen 
„demokratischen Sozialismus“ für nö-
tig, glaubt allerdings weder, dass die-
ser über einen völligen Bruch mit der 
bestehenden kapitalistischen Gesell-
schaftsordnung erreichbar wäre, noch, 
dass „nichtkapitalistische Produktion 
… (eine) Gewähr für humane und ö-
kologische Verträglichkeit“ (192) sei. 
Krämer setzt dagegen auf eine „Re-
formalternative im Ergebnis von 
Klassenkämpfen und veränderten 
Kräfteverhältnissen“, entwickelt aus 
dem Kampf um Verbesserungen in-
nerhalb des Kapitalismus (233). „Es 
ist auch im Kapitalismus möglich und 
bereits gelungen, erhebliche soziale 
und auch ökologische Verbesserun-
gen durchzusetzen…“. (193) Dies er-
scheint ihm als einzig realistischer 
Weg zur Transformation der kapitalis-
tischen Gesellschaft. Allerdings ent-
wickelt der Autor diese Perspektive 
nur im nationalen Rahmen – was 
durch den Hinweis unterstrichen wird, 
dass wirtschaftsdemokratische Ver-
hältnisse, öffentliche Kontrolle großer 

Unternehmen usw. „durchaus im 
Rahmen des Grundgesetzes der Bun-
desrepublik Deutschland zu verwirk-
lichen“ seien (243). Zwar scheint ihm 
bewusst zu sein, dass „rein nationale 
Lösungen kaum noch möglich“ sind 
(ebd.). Wie eine solche Reformalter-
native, die rein national beschrieben 
wird, international zumindest abgesi-
chert werden könnte, bleibt aber un-
klar.  
Dies verweist auf die einzige inhaltli-
che Schwäche des Buchs, die sich mit 
der Beschränkung seiner Analyse auf 
die „kapitalistischen Zentren“ schon 
angedeutet hat: Die internationale 
Dimension. Zwar gibt es verstreute 
Bemerkungen, die den Aufstieg neuer 
Wirtschaftsmächte erwähnen, insge-
samt aber bleibt der Autor einem 
weltwirtschaftlichen Bild verhaftet, 
bei dem Westeuropa und Nordameri-
ka global weiter dominieren. Dies 
trifft aber nicht mehr zu. „Globalisie-
rung erweist sich in der Realität nicht 
als Sachzwang, sondern als ein neoli-
berales Klassenprojekt im Interesse 
des international operierenden Groß- 
und Finanzkapitals“(146), behauptet 
der Autor. Abgesehen davon, dass die 
gegenwärtig Form der Globalisierung 
auch durch die Entwicklung der Pro-
duktivkräfte (Transport- und Kom-
munikationstechnologien) ermöglicht 
wurde, also nicht bloß ein politisches 
Projekt ist, wird übersehen, dass die 
treibenden Kräfte der kapitalistischen 
Weltwirtschaft heute nicht mehr nur 
in Westeuropa und Nordamerika sit-
zen. Im Kern hängt der Autor einem 
Imperialismusbild an, in der alle 
Macht von den altkapitalistischen 
Staaten ausgeht: „Staaten, die sich der 
Ein- und Unterordnung unter die von 
den USA und den ihnen verbundenen 
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imperialistischen Mächten der EU 
und Japan dominierte kapitalistische 
Weltwirtschaft widersetzen, werden 
als ‚Störenfriede‘ betrachtet und mit 
allen Mitteln gefügig zu machen ver-
sucht.“ (153) Auch durch das Wört-
chen „versucht“ wird diese Zustands-
beschreibung nicht korrekter: Selbst 
die USA wissen, dass man z.B. China 
heute nicht mehr mit ökonomischen 
Mitteln „gefügig“ machen kann. Und 
wenn der Autor konstatiert: „Heute 
sind die transnationalen Konzerne die 
ökonomischen Hauptakteure auf dem 
Weltmarkt und bei der Beherrschung 
der Ökonomie der weniger entwickel-
ten Länder der Erde“, so darf nicht 
übersehen werden, dass „heute“ 140 
der größten 500 TNK (laut Fortune-
Liste 2013) aus eben diesen „weniger 
entwickelten Ländern“ kommen, wo-
bei viele von ihnen Staatskonzerne 
sind. Die vom Autor skizzierten, 
durch US-Hegemonie charakterisier-
ten internationalen Kräfteverhältnisse 
gehören auch mit Blick auf das militä-
rische Kräfteverhältnis weitgehend 
der Vergangenheit an; und wenn er 
meint, der „Imperialismus stützt sich 
vor allem auf ökonomische Abhän-
gigkeit und Verschuldung“ (153), so 
übersieht er, dass die größte Schuld-
nernation die USA und die größte 
Gläubigernation China sind – was na-
türlich nicht heißt, dass China die 
Welt dominiert. Die internationalen 
Kräfteverhältnisse sind heute ungleich 
komplizierter als im unipolaren US-
amerikanischen Zeitalter, das der Au-
tor noch vor Augen zu haben scheint. 
Der Abschnitt „5.5 Imperialismus und 
kapitalistische Globalisierung“ wird 
jedenfalls den veränderten multipola-
ren wirtschaftlichen Beziehungsge-
flechten von heute nicht mehr gerecht. 

Diese Kritik ändert allerdings nichts 
daran, dass dem Autor ein insgesamt 
großartiges Buch gelungen ist, das 
auch dem Nichtökonomen einen gu-
ten Überblick über wichtige Entwick-
lungstendenzen des Kapitalismus und 
seine aktuellen Widersprüche vermit-
telt. Es präsentiert sein Material di-
daktisch gut aufbereitet und nimmt 
klare Positionen ein, die begründet 
werden und es dem Leser ermögli-
chen, sich mit ihnen auseinanderzu-
setzen. Die Arbeit hat das Zeug zu ei-
nem Standardwerk, in das bei späte-
ren Neuauflagen leicht neuere Ent-
wicklungen integriert werden können. 
Vielleicht könnte dabei auch ein ver-
änderter Blick auf den globalen Kapi-
talismus, insbesondere die neue Rolle 
der „weniger entwickelten Länder der 
Erde“, herauskommen.  

Jörg Goldberg 
 

 
Rationaler Imperialismus 
Jörg Kronauer, Allzeit bereit. Die 
neue deutsche Weltpolitik und ihre 
Stützen, PapyRossa Verlag, Köln 
2015, 214 Seiten, 14,90 Euro. 
Eine viel beklagte Schwäche der The-
orien über den Staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus ist das Fehlen zu-
reichender Bestimmungen der Ver-
bindungsglieder zwischen den Mono-
polen und dem Staat. Das Buch „All-
zeit bereit. Die neue deutsche Weltpo-
litik und ihre Stützen“ von Jörg Kro-
nauer liefert einen Beitrag, um diese 
Lücke wenigstens auf dem Gebiet der 
deutschen Außenpolitik zu schließen. 
Der Titel und das Umschlagfoto – es 
zeigt marschierende deutsche Solda-
tenstiefel – wecken diese Erwartung 
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zunächst nicht. Man nimmt an, längst 
Bekanntes noch einmal lesen zu müs-
sen: Deutschlands Drang, militärisch 
eine aktivere Rolle zu spielen, Gauck. 
Daran fehlt es in dieser Darstellung 
denn auch nicht, aber es bleibt zum 
Glück nicht dabei. Das Bild, das im 
Fortgang der Darstellung entsteht, 
lässt sich so beschreiben: 
Die Bundesrepublik Deutschland ist, 
wie bekannt, eine vom Monopolkapi-
tal beherrschte Gesellschaft. Die Be-
ziehung zwischen Ökonomie und Po-
litik kann als Befehl und Gehorsam 
zwar zutreffend, aber aus mehreren 
Gründen nicht hinreichend beschrie-
ben werden. 
Erstens stehen Großunternehmen in 
der Notwendigkeit, sich über die ih-
nen zuträglichsten Varianten ihrer In-
teressenvertretung Klarheit zu ver-
schaffen. Oft ist da zwischen ver-
schiedenen Varianten zu entscheiden. 
Auch Konzerne haben Beratungsbe-
darf, nicht nur Marktforschung. Ihn 
sollen Stiftungen und Forschungsin-
stitute decken. Diese bedürfen, um 
nicht betriebsblind zu sein, einer zwar 
nicht vollständigen, aber relativen 
Unabhängigkeit von denen, deren In-
teressen sie letztlich dienlich sein sol-
len. Outsourcing auf staatliche, halb-
staatliche und freigemeinnützige In-
stanzen schafft die nötige Distanz. 
Zweitens: Die Großunternehmen ei-
nes Landes sind nicht allein auf der 
Welt. Gehören sie zur selben Bran-
che, konkurrieren sie bereits binnen-
staatlich miteinander. Handelt es sich 
um verschiedene Industriezweige, 
kann es zu Konflikten zwischen die-
sen kommen. Nichtmonopolistische 
und nichtkapitalistische Klassen und 
Schichten müssen ebenfalls in die 

Rechnung eingestellt werden, ebenso 
das Verhältnis von inneren und Au-
ßenmärkten. Es gibt Gegen- und 
Mitspieler, zum Beispiel Gewerk-
schaften und Verbraucher. Schließ-
lich – und in dem hier zu behandeln-
den Fall zentral – ist die große weite 
Welt außerhalb des eigenen Landes, 
hier: der Bundesrepublik Deutsch-
land, im Auge zu behalten. Hier fin-
den sich Märkte, Ressourcen und 
wiederum Konkurrenten, an denen 
einzelne Firmen und Branchen ver-
schiedenartige Interessen haben. 
Der Blick auf diese Vielfalt zeigt die 
Notwendigkeit der Koordination. 
Diese kann nicht von einem einzel-
nen Monopol bewerkstelligt werden 
und bedarf der Hilfe politischer Ap-
parate, auf welche andererseits priva-
te Interessen, die ebenfalls gebündelt 
werden müssen, Einfluss nehmen. 
Das Konglomerat, in dem sich dies 
alles artikuliert, nennt man üblicher-
weise eine Nation. 
Die Bereitschaft und Fähigkeit der 
herrschenden Klassen eines mono-
polkapitalistischen Landes, ihre Inte-
ressen auch gegen das Widerstreben 
anderer Staaten durchzusetzen, ist 
das zentrale Merkmal des Imperia-
lismus. Es gibt andere Definitionen, 
aber diese Minimalbestimmung eig-
net sich als Ausgangspunkt. 
Sowohl synchron als auch diachron 
weisen die Imperialismen eine große 
Vielfalt auf. 
Am Beispiel Deutschlands:Hans-
Ulrich Wehlers berühmte Habilitati-
onsschrift hatte den Titel „Bismarck 
und der Imperialismus“. Gezeigt 
wurde das Zusammenspiel zwischen 
dem sich herausbildenden Organi-
sierten Kapitalismus und politischen 
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Akteuren. Dieses war neu und erwies 
sich nach Bismarcks Abgang als zu-
nehmend erratisch. Anders als in den 
alten National- und Kolonialstaaten 
Frankreich und Großbritannien fehlte 
es an der Breite einer erfahrenen 
bürgerlichen politischen Klasse und 
an einer eingespielten Kombination 
zwischen den staatlichen Instanzen 
und privaten Institutionen wie z. B. 
den Übersee-Handelskompagnien 
Englands und der Niederlande. Zwar 
gab es seit der Mitte des 19. Jahrhun-
derts – wie von Reinhard Opitz be-
schrieben – Europa- und auch Koloni-
alstrategien des deutschen Kapitals, 
aber über die politischen Umbrüche 
hinweg keinen ausreichend tiefgestaf-
felten politisch-ökonomisch-kulturellen 
Komplex von fragloser Kontinuität. 
Gewisse Ähnlichkeiten mit diesem 
Zustand bestanden in den USA: die 
lang andauernde Konzentration auf 
die interne Westexpansion, dann 
Konzentration der Beziehungen auf 
Südamerika und durchgehend die 
Sonderbeziehung zu Großbritannien 
ließen Kontinentaleuropa bis 1917 
weitgehend unbeachtet. In den drei-
ßiger Jahren des 20. Jahrhunderts 
wurde aufgedeckt, wie die Vereinig-
ten Staaten durch die Interessen ein-
zelner Konzerne in den Ersten Welt-
krieg hineingezogen wurden. Der 
nach Versailles eingeschlagene 
Rückweg in den Isolationismus und 
die bis in die Ära Roosevelt, in Aus-
läufern sogar noch bis zur Wahl Ei-
senhowers andauernden Auseinander-
setzungen um den außenpolitischen 
Kurs, schließlich noch die Abenteuer 
der Ära Bush jr. und die Unsicherhei-
ten der Obama-Administration wiesen 
und weisen Unstetigkeiten auf, die 
zumindest teilweise auf einen zu en-

gen und unreflektierten Primat bin-
nenökonomischer Interessen und ih-
ren Einfluss auch auf die auswärtige 
Politik hindeuten. 
Sehr überraschend wird von interna-
tionalen Beobachtern neuerdings 
ausgerechnet die Bundesrepublik 
Deutschland als positives Gegenbei-
spiel genannt. Einige Zeit galt das 
zunächst für die Wirtschaftspolitik. 
Noch Thomas Piketty verweist halb 
nostalgisch auf deren „Rheinischen 
Kapitalismus“. Die ökonomische 
Hegemonie scheint sich nunmehr 
auch in eine hegemoniale Außenpoli-
tik (zumindest innerhalb Europas) 
umsetzen, in der die herrschende 
Klasse der Bundesrepublik mit ruhi-
ger Hand ihre Interessen wahrnimmt. 
Die Mittel, die sie dabei benutzt, 
zeigt Jörg Kronauer. 
Das erste Kapitel enthält das Übliche: 
Gaucks Gequake und Rufe nach ei-
nem stärkeren militärischen Engage-
ment. Das sind aber schon die propa-
gandistischen Resultate einer Strate-
gie-Entwicklung, die das Wesentliche 
ist und als die Voraussetzung dieser 
PR-Kampagnen untersucht wird. Zu 
deren Besonderheiten gehört, dass 
sie von Anfang an nicht als aus-
schließlich deutsche Angelegenheit 
organisiert ist: Deutschland erscheint 
als „beherrschende Macht in der EU“ 
(Kapitel 2). Seine Wirtschaftsinteres-
sen betreffen Waren- und Kapitalex-
port und den Bezug energetischer 
sowie nichtenergetischer Rohstoffe 
(Kapitel 3). 
Das vierte Kapitel ist das informa-
tivste. Es behandelt die Förderung 
und Artikulation dieser Interessen 
durch „Think Tanks, Stiftungen, 
Verbände und Kulturinstitutionen“, 
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darunter die Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SPW), die Deutsche Ge-
sellschaft für Auswärtige Politik, auf 
einzelne Länder (u. a. Frankreich, 
China, USA) bezogene Netzwerke 
(vom Deutsch-französischen Ju-
gendwerk bis zur Atlantikbrücke) 
und die Bundesakademie für Sicher-
heitspolitik. In ihrer Gesamtheit er-
scheinen sie als ein Sonderfall von 
Public Private Partnership: Von Un-
ternehmen geförderte Stiftungen und 
staatliche Einrichtungen sind finan-
ziell und personell miteinander ver-
schränkt. Die von ihnen entwickelten 
Szenarien und Empfehlungen sind 
nicht unilinear. Zum Beispiel stellt 
die SPW in ihren Studien durchaus 
einmal einander widersprechende 
Optionen zur Wahl. Eine besondere 
Stellung nimmt die Auslandsarbeit 
der parteinahen Stiftungen ein. Diese 
sind in zahlreichen Ländern vertre-
ten. Wechselt dort die Regierung, 
trifft es sich gut, wenn eine deutsche 
Stiftung vorher schon Beziehungen 
zur bisherigen Opposition aufgebaut 
hat. Kronauer beschreibt auch einen 
Funktionswandel der Vertriebenen-
verbände: der Revanchismus ist ent-
weder für immer oder doch auf Sicht 
durch Kulturarbeit und die Anbah-
nung von Wirtschafts- und politi-
schen Beziehungen abgelöst. Ange-
sichts dieser Vielstimmigkeit und der 
Verschränkung von Ökonomie, Poli-
tik und Kultur mögen Gramscianer 
im Ensemble von Institutionen und 
Organisationen ein Beispiel zivilge-
sellschaftlichen Wirkens beobachten. 
Das fünfte Kapitel benennt Ergebnis-
se und Strategien anhand von fünf 
Regionen: „‘Deutschtums‘-Politik in 
Ost- und Südeuropa“ als eine von ih-
ren Betreibern so genannte „‘neue 

Ebene der Völkerverständigung‘“ 
(mit dem hübschen Beispiel des 
deutschstämmigen rumänischen Prä-
sidenten Klaus Johannis), Mittelost, 
subsaharisches Afrika, Allianzen in 
Lateinamerika, Beteiligung am 
„Feuerring um China“ und der „Kon-
fliktvorbereitung in Südostasien“. 
Das hohe Maß an Verwissenschaftli-
chung der Strategiebildung könnte es 
nahe legen, von einem „rationalen“ 
Imperialismus (in Absetzung vom 
einstigen „erratischen“) zu sprechen. 
Rationalität ist hier als Zweckratio-
nalität zu verstehen, die Interessen 
sind die des Kapitals und der sich 
mit diesen identifizierenden Teile der 
Arbeiterklasse (insbesondere in den 
Exportindustrien) und der diese ver-
tretenden Gewerkschaften. Eine Tra-
ditionslinie besteht hin zu dem von 
Paul Rohrbach (1869-1956) einst 
propagierten sozialliberalen „Ethi-
schen Imperialismus“, aktuell wieder 
deutlicher hervortretend im Konfron-
tationskurs gegen Russland und im 
Interesse an der Ukraine. Doch muss 
es nicht für alle Zeit ausgemacht 
sein, dass diese Variante innerhalb 
des „(zweck-)rationalen Imperialis-
mus“ überwiegt. Kurswechsel sind 
auch in dieser Frage denkbar. 
Jörg Kronauers materialreiche Studie 
zeigt, zu welchen Leistungen guter 
Journalismus fähig ist. Sie ist kri-
tisch, da sie über Interessen und ihre 
Durchsetzung aufklärt. Antiimperia-
listisch oder gar antikapitalistisch 
Denkende mögen beklagen, dass sie 
keine Vorschläge für eine Opposition 
gegen den „rationalen Imperialis-
mus“ vorschlägt. So erscheint dieser 
aufgrund der in ihm enthaltenen Va-
rianten zwar nicht intern, aber in sei-
ner Gesamtheit als alternativlos. So 
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wird es zu erklären sein, dass einzel-
ne Vertreter der einzigen im Bundes-
tag vertretenen außenpolitischen Op-
positionspartei Deutschlands sich le-
diglich innerhalb dieses vorgegebe-
nen Komplexes um Politik-Varianten 
bemühen, die sie unter derartigen 
Voraussetzungen für die einzig 
denkbaren linken halten mögen. 

Georg Fülberth 
 
Russland, Ukraine:  
Die Arroganz des Westens 
Ulrich Heyden, Ein Krieg der Oligar-
chen. Das Tauziehen um die Ukraine. 
PapyRossa-Verlag, Köln 2015, 173 
S., 12,90 Euro; 
Gabriele Krone-Schmalz, Russland 
verstehen. Der Kampf um die Ukraine 
und die Arroganz des Westens. Verlag 
C.H. Beck, München 2015, paper-
back, 176 S., 14,95 Euro. 
„Einwohner von Odessa zeigten, 
dass ihre Gutmütigkeit und Friedfer-
tigkeit Grenzen hat. Schläger und 
pro-russische Extremisten, die sich 
einiges herausnahmen, wurden den-
noch von Bürgern zurückgeschlagen, 
die ihre Stadt und ihr Land lieben. 
Und was für eine Abfuhr das war. 
Der heutige Vorgang wird den Fans 
der Gesetzlosigkeit unter fremder 
Flagge lange in Erinnerung bleiben. 
(…) Odessa: Veteranen, Ex-Militärs 
und Patrioten der Ukraine beschütz-
ten ihre Stadt rund um die Uhr vor 
aufständischen Russen.“1 
Mit diesen triumphierenden Worten 

                                                        
1 Eigene Übersetzung aus dem Englischen KD. 

https://euromaidanberlin.wordpress.com/2014/0
5/03/ukraine-summary-for-may-2-
2014/;Zugriff vom 11.6.2015. 

„informierte“ ein gewisser Dmitry 
Tymchuk seine „lieben Freunde“ von 
der Euromaidan-Wache Berlin über 
das Massaker von Odessa vom 2. 
Mai 2014. Maidan-Aktivisten, Fuß-
ball-Ultras und Mitglieder des Rech-
ten Sektors hatten ein Zeltlager von 
Regierungsgegnern angezündet, 
woraufhin diese sich in das Gewerk-
schaftshaus flüchteten. Dieses wurde 
von den Angreifern mit Molotow-
cocktails in Brand gesetzt und mit 
Pistolen und Gewehren beschossen. 
Die Polizei griff nicht ein, die Feu-
erwehr kam erst nach 40 Minuten. 
Die Zahl der Todesopfer im Gewerk-
schaftshaus wird auf 100 geschätzt. 
Die Euromaidan-Wache Berlin hat seit 
Februar 2014 in der Zentrale der Hein-
rich-Böll-Stiftung Büroräume für ihre 
Aktivitäten. Ihr Blog (Feed Euromai-
dan) ist über die Schwerpunktseite der 
Stiftung zur Ukraine-Krise abrufbar. 
Die Grünen fordern zwar offiziell die 
Aufklärung der Hintergründe des Mas-
sakers von Odessa. Die nationalisti-
schen Rechtfertigungen ihrer Bündnis-
partner vom Euromaidan für die An-
griffe auf das Zeltlager und das Ge-
werkschaftshaus scheinen aber weder 
die Partei noch die Heinrich-Böll-
Stiftung zu interessieren. 
Ulrich Heydens2 Buch „Ein Krieg der 
Oligarchen“ enthält eine längere Re-
cherche zum Ablauf, zu den Hinter-
gründen und den möglichen Hinter-
männern des Massakers von Odessa, 

                                                        
2 Heyden war von 2002 bis 2014 Moskau-

Korrespondent der Sächsischen Zeitung 
und berichtet seit 1992 für deutschsprachi-
ge Medien (u.a. Die Wochenzei-
tung/Zürich, Neues Deutschland, Der Frei-
tag und Telepolis) aus Moskau und anderen 
Regionen der ehemaligen Sowjetunion. 
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ergänzt durch eine Vielzahl von Au-
genzeugenberichten. Seine Hypothese 
lautet: „Die Regierung in Kiew sah in 
dem Zeltlager der Regierungsgegner 
eine Gefahr. Dass vom Zeltlager aus 
Regierungsgebäude besetzt werden, 
wie es auch in Kiew (von den Mai-
dan-Aktivisten) und in der Ostukraine 
(von den Regierungsgegnern) prakti-
ziert wurde, war eine durchaus realis-
tische Annahme. Die Besetzung von 
Gebäuden in Odessa hätte dazu füh-
ren können, dass Kiew seinen Ein-
fluss in der Region komplett verlieren 
würde.“ (73) So verfolgt Heyden ver-
schiedene Spuren, die auf eine kon-
zertierte Aktion zwischen Kiew, loka-
len Behörden, diversen Oligarchen, 
dem damaligen regionalen Gouver-
neur und Euromaidan und Rechtem 
Sektor als das Massaker schließlich 
ausführende „Schocktruppen“ hindeu-
ten. Auch ein Jahr danach geht die 
staatliche Repression gegen regie-
rungskritische Kräfte in Odessa un-
vermindert weiter.3 
Heyden ist ein verständlich und 
spannend zu lesender Band gelun-
gen, der längere Reportagen mit 
knappen Hintergrundanalysen ver-
knüpft. So beleuchtet er den Euro-
maidan und den „Regimewechsel“ 
vom Februar 2014 (11-38) und die 
Todesschüsse auf dem Maidan (61–
69). Er schildert deutsche Interessen 
(den Bau eines Containerterminals 
durch die Hamburger Logistik-Firma 
HPC) im Hafen von Odessa (111–
119), informiert über die extreme 
Rechte in der Ukraine (38-61) sowie 

                                                        
3 Siehe z.B. Eric Draitser, Kiev’s Repression 

of Anti-Facism in Odessa; 
http://www.counterpunch.org/2015/05/27/k
ievs-repression-of-anti-fascism-in-odessa/ 

über die massenhafte Desertierung 
Wehrpflichtiger gegen die Einberu-
fung in die ukrainische Armee, über 
den Widerstand von Soldatenfrauen 
und -müttern und darüber, wie diese 
zur Zielscheibe des Rechten Sektors 
werden. (119-134). Kritische Repor-
tagen aus der Ostukraine (146-169) 
und eine Analyse der Strukturrefor-
men unter dem IWF-Hilfsprogramm 
(134-146) runden das Bild ab. 
Heyden sprach mit linken Aktivisten, 
mit Journalisten, jüdischen Rabbis, 
Gewerkschaftern, Unternehmern, 
„Separatisten“, aber auch mit ‚ganz 
normalen’ Leuten wie Taxifahrern, 
Hafen- und Bergarbeitern. So entsteht 
aus seinen Reportagen ein vielschich-
tiges, lebendiges Bild der gesell-
schaftlichen Verhältnisse und unter-
schiedlichen Mentalitäten in der Uk-
raine. Unabhängiger Journalismus ist 
offenbar möglich, wenn auch hierzu-
lande immer seltener anzutreffen. 
Gabriele Krone-Schmalz’4„Russland 
verstehen“ hält sich seit Monaten auf 
der Spiegel-Bestsellerliste. Sie gilt als 
international anerkannte Russland-
Expertin, die stets sachkundig und 
differenziert über das Land berichtet. 
Die von ihr kritisierten deutschen 
Leitmedien haben es daher schwer, 
sie einfach als „Verschwörungstheo-
retikerin“ abzukanzeln. 
Krone-Schmalz geht es zum einen 
um journalistische Sorgfaltspflicht 
und Unabhängigkeit, die sie in der 
Berichterstattung deutscher Leitme-
dien inklusive der ARD zu Russland 
                                                        
4 Krone-Schmalz war von 1987 bis 1991 

Moskau-Korrespondentin der ARD. Sie ist 
Professorin für TV und Journalistik an der 
Hochschule Iserlohn und Mitglied im Len-
kungsausschuss des Petersburger Dialogs. 
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und der Ukraine vermisst. Ihr Vor-
wurf an diese Medien lautet: Messen 
mit „zweierlei Maß“. Dafür führt sie 
zahlreiche sorgfältig recherchierte 
Beispiele an – unter anderem die Be-
hauptung, dass die Amtsenthebung 
des vormaligen ukrainischen Präsi-
denten Janukowitsch kein Putsch 
gewesen sei (23), dass der Beitritt 
der Krim zu Russland eine Anexion 
gewesen und auch völkerrechtswid-
rig sei (29-34). Dies bestreitet die 
Autorin mit Verweis auf Analysen 
anerkannter Experten. Oder wie von 
den Aufständischen in der Ostukrai-
ne am 23. April 2014 gefangen ge-
nommene westliche Militärbeobach-
ter fälschlicherweise als „OSZE-
Beobachter“ dargestellt wurden, wie 
die Regierungskritiker und späteren 
Opfer des Massakers von Odessa zu-
nächst in der ARD als „pro-russischer 
Mob“ und der Bürgerkriegseinsatz der 
ukrainischen Armee und der rechtsex-
tremen Milizen in der Ostukraine als 
„Anti-Terror-Operation“ bezeichnet 
wurden usw. (35-54). Kühl seziert sie 
auch die einseitige Berichterstattung 
zum Kampf um die Ostukraine (Ab-
schuss von Flug MH 17 der Malaysia 
Airlines am 17. Juli 2014 angeblich 
durch Russland; angebliche Waffen-
lieferungen durch russische humanitä-
re Hilfskonvois usw.). So hält sie den 
deutschen (und westlichen) Leitme-
dien den Spiegel vor und untermauert, 
wie sie sich von einem integren und 
unabhängigen Journalismus verab-
schiedet haben. Das trifft diese tief ins 
Mark – kommt doch diese Kritik von 
einer der „ihren“, ist verständlich ge-
schrieben und faktenreich unterlegt. 
Andererseits verweist sie auf die 
„Arroganz des Westens“ im Umgang 
mit Russland seit Gorbatschows 

Glasnost und Perestroika. „Russland 
wurde weniger als Partner denn als 
Konkursmasse behandelt. In die 
dringend erforderliche neue Sicher-
heitsarchitektur für ein geopolitisch 
radikal verändertes Europa wurde 
Russland nicht eingebunden, stattdes-
sen erweiterte sich die NATO Schritt 
für Schritt nach Osten. Als Wladimir 
Putin russischer Präsident wurde, 
sandte er in Serie Signale Richtung 
Westen, was zu der Zeit in Russland 
innenpolitisch durchaus nicht unum-
stritten war.“ (12) In den Kapiteln 
„Enttäuschte Hoffnungen – verpasste 
Chancen“ (54-89), „Die Idee vom 
Frieden“ (89-116) und „Die Ukraine, 
Russland und der Westen“ (116-135) 
belegt sie diese These detailliert. Sie 
liefert ein differenziertes Bild der 
Entwicklung von Gorbatschows ge-
scheiterten Versuchen zur Reform 
der Sowjetunion bis zur dritten 
Amtsperiode von Wladimir Putin als 
Präsident von Russland. Die russi-
schen Angebote an den Westen – 
„gemeinsames Haus Europa“ (Gor-
batschow), gemeinsamer Wirt-
schaftsraum von Lissabon bis Wla-
diwostok und gemeinsamer Sicher-
heitsraum (Putin), europäischer Si-
cherheitsvertrag (2008 Medwedew), 
um nur einige Stichpunkte zu nennen 
– wurden vom Westen zwar wohl-
wollend kommentiert, aber nie auf-
gegriffen. Damit wurde die von den 
russischen Machthabern angestrebte 
„Westanbindung“ ihres Landes Ma-
kulatur. NATO-Krieg gegen Jugos-
lawien 1999, Anerkennung der Un-
abhängigkeit des Kosovo, einseitige 
Kündigung des ABM-Vertrags durch 
die USA 2001 und Pläne für ein Ra-
ketenabwehrsystem in Polen und 
Tschechien, Irak-Krieg 2003, Geor-
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gienkrieg 2008 (differenzierte Ana-
lyse,107-112), Syrien, Lybien usw. – 
musste das nicht „in Russland alles 
an Isolationsängsten (…) mobilisie-
ren, was sich denken lässt“? (101) 
Ein Bündnis mit China (und wirt-
schaftliche und politische Arrange-
ments mit anderen Schwellenländern 
im Umkreis der BRICS-Staaten), die 
Eurasische Zollunion, Pläne für eine 
Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft 
waren die jüngsten Folgen. Unterfüt-
tert wurden diese durch eine Rückbe-
sinnung auf angeblich „russische 
Werte und Kultur“, die Berufung auf 
die russisch-orthodoxe Kirche etc. – 
innenpolitisch durchaus autoritär und 
nationalistisch, und „geopolitisch“ ei-
ne radikale Wende eines immer noch 
im Umbruch befindlichen kapitalisti-
schen Russlands. Krone-Schmalz prä-
sentiert aus meiner Sicht eine realisti-
sche Analyse der Verhältnisse. 
In ihrem Ausblick (160-167) plädiert 
sie für eine Außenpolitik des Wes-
tens, die sich an den Zielen ‚Völker-
verständigung, Frieden, Wohlstands-
mehrung’ orientiert. Dabei sollten die 
jeweiligen Partner ihre Interessen 
beim Namen nennen und sich über sie 
verständigen, statt sich ‚humanitäre 
Deckmäntelchen’ umzuhängen. Das 
ist sympathisch. 
Was aber sind die Interessen der herr-
schenden Klassen des Westens? Die 
alten Ziele des britischen Imperialis-
mus vor dem Ersten Weltkrieg und des 
US-amerikanischen danach – das Ent-
stehen eines „kontinentalen Macht-
zentrums“ im „eurasischen Heart-
land“ zu verhindern – gelten nach wie 
vor als Non-Plus-Ultra der anglo-
amerikanischen Außenpolitik. Dass es 
zu einer engen wirtschaftlichen und 

politischen Kooperation der EU unter 
Führung Deutschlands mit der GUS 
unter Führung Russlands käme und 
diese sogar noch um China erweitert 
werden könnte (Projekt Neue Seiden-
straße), ist das Schreckgespenst der 
Geostrategen jenseits des Atlantiks. 
Wenn jedoch Russland und die GUS 
andererseits unter dem Druck des 
Westens zerbröselten, bliebe die 
„transatlantische Allianz“ samt Do-
minanz der USA in ihrem Kernbe-
stand gesichert und die „Eindäm-
mung Chinas“ könnte mit Aussicht 
auf Erfolg in Angriff genommen 
werden („Pivot to Asia“-Strategie 
Obamas). Klappt der „Regime Chan-
ge“ in Russland nicht so schnell wie 
erhofft, kann man auch auf Deeska-
lation setzen. Angela Merkels Wink 
mit einer „Freihandelszone von Lis-
sabon bis Wladiwostok“ (praktisch 
die Erweiterung des angestrebten 
TTIP) verweist auf eine alternative 
Strategie, längerfristig die Position 
westlichen Kapitals in dieser Region 
auszubauen. Dies ist bislang nur 
Rhetorik. Mit Wohlstandsmehrung 
(für die breite Mehrheit der Bevölke-
rung) hat aber auch das wenig zu tun. 

Klaus Dräger 
 
Imperialer Realismus? 
Frank Deppe, Imperialer Realismus? 
Deutsche Außenpolitik: Führungs-
macht in „neuer Verantwortung“, 
eine Flugschrift, VSA-Verlag, Ham-
burg 2014, 144 S., 11,80 Euro. 
Mit dieser kleinen ‚Flugschrift’ aus 
dem VSA-Verlag reagiert Frank 
Deppe vordergründig auf die Rede 
des Bundespräsidenten Joachim 
Gauck vor der 50. Münchener Si-
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cherheitskonferenz am 31. Januar 
2014. Gauck plädierte dafür, „deut-
sche Zurückhaltung“ bei internatio-
nalen Militäreinsätzen zu überwin-
den und sich zu einer „neuen Ver-
antwortung Deutschlands“ ange-
sichts zahlreicher Krisenherde in der 
Welt zu bekennen. Es müsse künftig 
als normal gelten, „Ordnung“ auch 
mit militärischen Mitteln herzustel-
len und die „Freiheit“ zu verteidigen. 
Wie Deppe zeigt, hat der amtierende 
Bundespräsident dabei fast 1:1 die 
Argumentation eines Papiers der 
Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) von 2013 zu „Neue Macht – 
neue Verantwortung“ übernommen. 
Deppe nimmt dies zum Anlass, das 
linke Publikum aus seiner Sicht über 
die breiteren historischen, wirt-
schafts- und geopolitischen Zusam-
menhänge aufzuklären, die diesen 
Vorstoß des Präsidenten aus Medien 
und Politik vorbereiteten und in den 
Debatten danach begleiteten. 
Zunächst analysiert der Autor das 
Papier der SWP als „Projekt eines 
Paradigmenwechsels in der Außen- 
und Sicherheitspolitik“ Deutsch-
lands. Er reflektiert über „Realisten“ 
(d.h. Außen- und sonstige Politikbe-
rater, die den herrschenden Klassen 
Argumentationen liefern), über „Ide-
alisten“ und die Einschätzungen der 
von ihm favorisierten „kritischen in-
ternationalen politischen Ökono-
mie“.1 (11-40) Dann folgt eine schar-

                                                        
1 D.h. im Wesentlichen auf die „neo-

gramscianische“ Theorie von Robert Cox 
und Stephen Gill, auf die Arbeiten von Leo 
Panitch, Sam Gindin etc., auf die sich die 
„Marburger Schule“ von Deppe, Bieling 
u.a. in ihrem Imperialismusverständnis 
gerne bezieht. 

fe Auseinandersetzung mit Intellek-
tuellen wie Herfried Münkler und 
Christopher Clark2, die die deutsche 
Kriegsschuld in Bezug auf den I. 
Weltkrieg relativieren. (41-62) Ihre 
geschichtspolitischen Betrachtungen 
befördern die These, Deutschland 
müsse seine angebliche Zurückhal-
tung bei Militäreinsätzen im Sinne 
„neuer Verantwortung“ aufgeben. 
Den Ukraine-Konflikt sieht Deppe 
als „Brandbeschleuniger“ für diesen 
Diskurs, weist aber auch auf die „Er-
fahrung von Grenzen imperialer 
Träume“ (d.h. der Expansion des 
Westens nach Osten) hin. Schließlich 
seziert er mit Bezug auf Pierre Bour-
dieu die Rolle der Leitmedien („Al-
pha-Journalisten“) und der „linken“ 
Renegaten (68er, grüne Bellizisten, 
neue Philosophen in Frankreich), die 
diesen vom „normalen Volk“ immer 
noch skeptisch betrachteten Kurs der 
Herrschenden auf ihre Weise unter-
stützen. Im Unterschied zu den meis-
ten führenden Politiker/innen der 
LINKEN traut sich Deppe als unab-
hängiger linker Intellektueller, die Po-
litik der Grünen im Ukraine-Konflikt 
offen anzugreifen. Von meiner Seite: 
Respekt dafür.3 

                                                        
2 Münklers Kernaussage lautet: „Erst wenn 

die Schuldthesen erledigt sind, lässt sich 
über politische Verantwortung reden.“ 
Münkler betrachtet „Imperien“ als etwas 
„Gutes, weil sie angeblich „Stabilität“ er-
zeugen. 

3 Außer Marie-Luise Beck und Rebecca 
Harms, auf die sich Deppe bezieht, wären 
hier auch noch die Positionen anderer pro-
minenter Grüner, und der Heinrich-Böll-
Stiftung zur Ukraine kritisch zu untersu-
chen. Dass Bundestagsabgeordnete der 
LINKEN wie Sevim Dagdelen von ihrer 
Partei- (Riexinger/Kipping) und Fraktions-
führung (Gysi) gerügt wurden, weil sie der 
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Das Konzept der Flugschrift finde 
ich gut durchdacht. Deppe spannt ei-
nen Bogen von der Analyse der öko-
nomischen und geopolitischen Ver-
hältnisse (Stichwort: Deutsches Eu-
ropa, Tendenzen zur ‚multipolaren 
Weltordnung’ wg. BRICS etc.) über 
Geschichtspolitik, Medienmacht und 
Interventionen von ehemals ‚linken’ 
Intellektuellen, die die erodierende 
Vormachtstellung des Westens vor 
diesem Hintergrund aggressiv beför-
dern wollen. 
Das Schlusskapitel zu den Proble-
men linker Außenpolitik ist im We-
sentlichen zusammenfassend analy-
tisch gehalten. Seine drei Hand-
lungsempfehlungen zur „Agenda der 
Linken“ lauten: „Theoriearbeit am 
Begriff der kapitalistischen Welt“; 
„Aneignung der Erkenntnisse und 
Programme für alternative Entwick-
lungswege in der heutigen Welt des 
globalen Kapitalismus“; „Breite 
Bündniskonstellationen für die Be-
endigung von Kriegen, Interessen-
konflikte innerhalb des Blocks an der 
Macht dafür ausnutzen“. 
Deppes Flugschrift regt aus meiner 
Sicht dazu an, die Debatte um Ana-
lyse, Kritik und linke Strategie zu 
den von ihm bearbeiteten Themen-
feldern fortzuführen. Sie passt gut zu 
den Diskussionen, die z.B. im Rah-
men von Z 100 zum „Epochenum-
bruch 1974-2014“ angestoßen wur-
den. Angesichts der Geschichte kapi-
talistischer ‚Globalisierung’ – welche 
Erkenntnisse lassen sich daraus be-
züglich der Analyse des „klassi-
schen“ wie „gegenwärtigen“ Imperi-
                                                          

Heuchelei der Grünen zur Ukraine kurz 
und knapp Paroli boten, wirft ein bezeich-
nendes Licht auch auf diese Partei. 

alismus gewinnen?4 Worin bestehen 
Kontinuitäten, Unterschiede und Brü-
che, auch in Bezug auf „transnationa-
ler Bündnisse“ von herrschenden 
Klassen, ihrer „geopolitischen Strate-
gien“ und der Rolle der Nationalstaa-
ten?5 Wie hängt der frühere Diskurs 
                                                        
4 Die Studie von Kevin H. O’Rourke und 

Jeffrey G. Williamson (Globalization and 
History“, 1999) kommt jedenfalls zu dem 
Schluss, dass der von marxistischen Auto-
ren so bezeichnete „Kapitalismus der freien 
Konkurrenz“ bis zum Ersten Weltkrieg ei-
ne erste Phase der Globalisierung darstell-
te, die wegen der von ihr erzeugten öko-
nomischen und sozialen Verwerfungen ei-
nen „backlash“ (Rückschlag) erlebt habe. 
Dieser mündete in den Niedergang der 
weltweiten Vormachtstellung des briti-
schen Empires im Ersten und Zweiten 
Weltkrieg. Die vor dem Ersten Weltkrieg 
etablierten Niveaus z.B. von Integration 
des Welthandels, der Finanzmärkte etc. 
wurden erst wieder in den späten 1980ern 
erreicht. Die Reaktion der herrschenden 
Klassen auf die Krise der damaligen „Glo-
balisierung“ (mit Freihandelsregime und 
„internationalem Goldstandard“) analysier-
ten z.B. Hobson, Hilferding, Luxemburg 
und Lenin in ihren jeweiligen Imperialis-
mustheorien. Die Krise der „Globalisie-
rung“ seit den 1990er Jahren ist ökono-
misch und sozial voll im Gang. Worin sie 
münden wird, ist nicht nur unter linken 
Analysten umstritten. Deppe rechnet mit 
einer multipolaren Weltordnung, wobei die 
Dominanzposition des vom US-Empire ge-
führten Westens geschwächt werde. Es fin-
de ein Übergang von einer „chaotischen“ 
Weltunordnung zu einer Ordnung rivalisie-
render Imperien statt (77). Der (relative) 
Aufstieg der BRICS-Staaten wird in die-
sem Zusammenhang genannt. Ist es aber 
nicht eher so, dass der Kampf des US-
Empires und des Westens zur Behauptung 
seiner Vormachtstellung die Weltunord-
nung weiter verstärkt („Empire of Chaos“, 
Pepe Escobar)? 

5 Vgl. hierzu z.B. Ellen Meiksins Wood, 
Empire of Capital, London 2005, Robert 
Brenner, What Is, and what Is Not, Imperi-
alism? In: Historical Materialism, Volume 
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des Bundespräsidenten Gauck zur 
„Freiheit“ mit dem von Deppe analy-
sierten „Paradigmenwechsel der deut-
schen Außenpolitik“ zusammen? 
Handelt es sich nicht eher um einen 
Paradigmenwechsel, der z.B. seit 
dem Somalia-Einsatz der Bundes-
wehr unter Volker Rühe 1993 in 
Deutschland bereits eingeleitet wur-
de, längst fester Bestandteil der NA-
TO-Strategie ist und durch SWP-
Papier und Gauck-Rede etc. jetzt 
wieder verstärkt wird, um im ersten 
Schritt die Beteiligung des Bundes-
tags bei geplanten Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr abzuschaffen oder 
aufzuweichen?6 
Deppe wirft bestimmten Teilen der 
bundesdeutschen Linken und insbe-
sondere der Tageszeitung „junge 
Welt“ (jW) vor, aus unhinterfragten 
Solidaritäten zur Sowjetunion die 
Augen vor den nationalistischen und 
reaktionären politischen Inhalten und 
Zielen z.B. Russlands im Bürger-
krieg in der Ukraine unkritisch zu 
verschließen. (139). Dafür führt der 
Autor m.E. aber keine konkreten Be-
lege an. Ich habe in der jW durchaus 
Berichte und Analysen gelesen, die 
differenziert und kritisch das „Re-
gime Putin“ in Russland, die Motive 
und Strategien der Machthaber in Sy-
rien usw. behandelt haben. Mit Be-
zug auf die Ukraine kann man m.E. 
jW-Autoren wie Reinhard Lauter-
                                                          

14, issue 4, 2006;und Chris Harman, Ana-
lysing Imperialism, International Socialism 
No. 99, Summer 2003. 

6 Vgl. Uli Cremer: Instrumentalisierung der 
EU oder im Dienste des westlichen 
Blocks?; Sozialismus 2/2015, S. 51-53; 
sowie Frank Deppe: „Imperialer Realis-
mus“? Eine Replik auf Uli Cremer, Sozia-
lismus 3/2015, S. 63-67. 

bach nicht den geringsten Vorwurf 
machen, z.B. den so genannten Sepa-
ratisten in der Ostukraine und ihren 
Unterstützern aus Russland einen 
Heiligenschein zu verpassen. 

Klaus Dräger 
 
Armenozid 
Rolf Hosfeld, Tod in der Wüste. Der 
Völkermord an den Armeniern, 
C.H.Beck, München 2015, 288 S., 
24,95 Euro; 
Jürgen Gottschlich, Beihilfe zum Völ-
kermord. Deutschlands Rolle bei der 
Vernichtung der Armenier, 2., durch-
ges. Auflage, Christoph Links Verlag, 
Berlin 2015, 343 S., 19,90 Euro; 
Michael Hesemann, Völkermord an 
den Armeniern. Mit unveröffentlich-
ten Dokumenten aus dem Geheimar-
chiv des Vatikans über das größte 
Verbrechen des Ersten Weltkriegs, 
Herbig Verlagsbuchhandlung, Mün-
chen 2015, 351 S., 25,00 Euro; 
Corry Guttstadt (Hg.), Wege ohne 
Heimkehr. Die Armenier, der Erste 
Weltkrieg und die Folgen. Eine litera-
rische Anthologie. Im Namen der In-
ternationalen Kommunikationswerk-
statt (IKW) e.V. herausgegeben von 
Corry Guttstadt unter Mitarbeit von 
Şeyda Demirdirek und Elke Hart-
mann, Assoziation A, Berlin/Hamburg 
2014, 204 S., 22,00 Euro. 
Zum 100. Jahrestag des Beginns des 
ersten Weltkriegs erschien eine gan-
ze Flut wissenschaftlicher und popu-
lärwissenschaftlicher Arbeiten in 
deutscher Sprache. Zum jungtürki-
schen Völkermord an den Armeniern 
aus analogem Anlaß ist die Zahl wis-
senschaftlicher Editionen beschä-
mend gering. Das ist politisch sogar 
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verständlich. Die Inszenierung des 
Medienhypes zum Centenaire des 1. 
Weltkrieges diente ideologisch dem 
Zweck, Deutschland von der Haupt-
verantwortung für die Auslösung 
dieses Krieges zu entlasten und 
zugleich die neue Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik und ihren 
auch militärischen Führungsanspruch 
zu begründen. Für diesen Zweck kann 
der hundertste Jahrestag des Völker-
mords an den Armeniern wahrlich 
nichts beitragen. Im Gegenteil, jede 
gründliche Erforschung der deutschen 
Beihilfe zu diesem Völkermord kon-
terkariert solchen Zweck. 
Aus Anlaß dieses Jubiläums sind im 
Jahr 2015 bisher ganze vier Bücher 
in deutscher Sprache erschienen. Sie 
wurden mit einer Ausnahme nicht 
von spezialisierten Historikern, For-
schern über den Armenozid, verfaßt, 
sondern von Journalisten und Litera-
ten. Sehr zu ihrem Vorteil sind sie 
als Reportagen bzw. literarische An-
thologie gut lesbar und verständlich 
geschrieben, ohne deshalb an Präzi-
sion der Informationen oder Treffsi-
cherheit des Urteils zu verlieren. 
Rolf Hosfeld, überaus produktiver 
Kulturhistoriker und gegenwärtig wis-
senschaftlicher Leiter des Lepsiushau-
ses in Potsdam, ist zu diesem Ge-
genstand 2005 mit dem Buch „Opera-
tion Nemesis“ hervorgetreten. In sei-
nem neuen Buch greift er darauf und 
auf weitere frühere Arbeiten zurück 
und legt einen gedrängten Überblick 
über das Geschehen vor, der alle ent-
scheidenden Stränge  enthält. Er ba-
siert auf dem aktuellen Forschungs-
stand, ohne ihn in allen Details zu 
präsentieren. Im Mittelpunkt stehen 
die Opfer und ihre Leiden. Das Buch 
wird seinem Zweck, zum 100. Jah-

restag einen knappen, zuverlässigen 
und zugleich problemreichen Über-
blick zu geben, in nahezu idealer 
Weise gerecht.  
Die für Deutschland politisch wichtigs-
te Arbeit ist zweifellos eine historische 
Reportage des ehemaligen taz-
Redakteurs und späteren Korrespon-
denten mehrerer deutschsprachiger 
Zeitungen in der Türkei, Jürgen Gott-
schlich. Wählt er doch zum Gegens-
tand die Beihilfe des kaiserlichen 
Deutschland bei der Konzipierung und 
Durchführung des Verbrechens, unter-
sucht aber ebenso die Anstrengungen 
jener deutschen Vertreter, die sich den 
Massenmorden entgegenstemmten. 
Dabei stehen zwei Gruppen im Vor-
dergrund, einmal die kaiserlichen Mili-
tärs, zum anderen die Diplomaten. Un-
ter beiden gab es Befürworter und ak-
tive Unterstützer des Massenmordens 
wie auch Gegner, die sich nicht nur 
deutscher Beihilfe, sondern dem 
Verbrechen überhaupt widersetzten. 
Es war während der Julikrise 1914 
keineswegs ausgemacht, daß die Tür-
kei an der Seite der Mittelmächte in 
den Krieg ziehen würde. Maßgebende 
jungtürkische Politiker bevorzugten 
Frankreich und einen Kriegseintritt an 
dessen Seite. Die Mehrheit der Regie-
rung und auch des Zentralkomitees der 
jüngtürkischen Ittihad ve terakki-Partei 
plädierten für Neutralität. Das Militär-
bündnis mit Deutschland und die Pro-
vozierung des Krieges gegen Rußland 
wurde von einer Militärclique unter 
Enver Pascha in Kooperation mit deut-
schen Militärs putschartig erzwungen. 
Gottschlichs Arbeit informiert in 
deutscher Sprache bisher am genaues-
ten, differenziertesten und vollstän-
digsten über alle Arten von Beihilfe. 
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Jene deutschen Offiziere in Istanbul, 
die 1914 energisch den Kriegseintritt 
der Türkei auf deutscher Seite betrie-
ben hatten, waren dann auch diejeni-
gen, die die Vertreibung und die Er-
mordung der Armenier anregten, gut-
hießen und rechtfertigten – und gegen 
den eigenen Botschafter und andere 
deutsche Diplomaten intrigierten. Die 
wichtigsten und einflußreichsten wa-
ren der Mitarbeiter des Marinege-
heimdienstes und spätere deutsche 
Marineattaché in Istanbul Hans Hu-
mann, der deutsche Generalstabschef 
der türkischen Armee Friedrich Bron-
sart von Schellendorf, der Chef der 
Operationsabteilung der türkischen 
Obersten Heeresleitung, Otto von 
Feldmann, sowie Felix Guse, Stabs-
chef der türkischen Kaukasusarmee. 
Gottschlich vertritt überzeugend die 
These, daß Bronsart „der organisato-
rische Kopf hinter den Deportationen 
war“ (126), er präsentiert entspre-
chende Anweisungen des türkischen 
Oberkommandos. 
Gottschlich hat die Orte, aus denen die 
Armenier vertrieben wurden, bereist 
und konnte mit Nachkommen armeni-
scher Familien sprechen. Er verfolgte 
die Spuren deutscher Offiziere in türki-
schen Archiven, die schon für türki-
sche Forscher schwer zu entziffern 
sind, weil sie in Osmanisch verfaßt 
sind, „das außer einigen speziell aus-
gebildeten Historikern kein normal ge-
bildeter Türke mehr … lesen kann“. 
(142) Ihm wurden allerdings die Ak-
ten, in denen deutsche Offiziere oder 
Diplomaten erwähnt werden, verwei-
gert, sowie alle die Armenier betref-
fenden Quellen aussortiert. Akten in 
deutscher Sprache waren ihm also 
nicht zugänglich, wohl aber jenen tür-
kischen Historikern, die die offizielle 

Leugnungshaltung vertreten. Türkische 
Diplomaten gehören seit den 1970er 
Jahren zu den erbittertsten Gegnern der 
Armenier, nicht zuletzt deshalb, weil 
Diplomaten häufig von Terroranschlä-
gen der ASALA („Armenische Ge-
heimarmee zur Befreiung Armeniens“) 
betroffen waren.  
Knapp hundert Jahre nach ihrer Ab-
fassung hat der Vatikan einem katho-
lischen Publizisten erlaubt, in seinem 
Geheimarchiv die Korrespondenz des 
Vatikans bzw. seines Vertreters vor 
Ort mit den türkischen Behörden aus 
den Jahren des Völkermords einzuse-
hen und Teile davon zu publizieren. 
Michael Hesemann veröffentlicht sie 
allerdings weder komplett noch ge-
sondert, sondern zitiert z. T. ausführ-
lich aus ihnen in seinem Text, aus 
bisher unbekannten und unveröffent-
lichten Schreiben. Bei dieser diploma-
tischen Korrespondenz fällt auf, daß 
die Nachfragen und äußerst vorsichti-
gen Ermahnungen des Vatikans erst 
sehr spät im Jahre 1915 einsetzen. 
Auch die interne Berichterstattung des 
Vatikanbotschafters benennt nur zag-
haft die Sachverhalte. Doch in der Sa-
che stimmen seine Berichte über die 
Massenmorde mit jenen deutscher, 
US-amerikanischer und anderer Dip-
lomaten in der Türkei überein. Die 
von Hesemann nun veröffentlichten 
Auszüge belegen die Systematik des 
Vertreibungs- und Mordgeschehens 
damit ein weiteres Mal. Insofern brin-
gen diese Funde über den Völkermord 
selbst nichts Neues ans Tageslicht, 
wohl aber über das Verhalten des Va-
tikans und seines Botschafters. Diese 
verzichteten offiziell auf jede ernst-
hafte Warnung oder Proteste.  
Hesemann bettet seine Archivfunde 
in eine knappe, aber systematische 
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Darstellung der wichtigsten Hand-
lungsstränge ein und holt dazu zeit-
lich ziemlich weit aus. Die Diploma-
tie, insbesondere die vatikanische, 
macht als Gegenstand dieser Darstel-
lung aber nur einen sehr bescheide-
nen Teil aus. Die Optik des kirchlich 
gebundenen Publizisten, nach der die 
Triebkraft des Mordgeschehens der 
religiöse Gegensatz zwischen Chris-
ten und Muslimen gewesen sei, wird 
überstrapaziert und prägt seine 
Wahrnehmung und seine Darstellung 
einseitig, vor allem läßt sie Fragen 
nach anderen Ursachen gar nicht zu. 
Die von Corry Guttstadt besorgte 
Anthologie versammelt literarische 
Texte von Autoren verschiedener 
Nationalität, darunter Auszüge aus 
bekannten Texten deutscher Autoren 
wie aus dem Roman von Franz Wer-
fel, vor allem aber autobiographische 
und literarische Texte von Arme-
niern. Zu diesen Autoren gehören 
Überlebende der Deportationen und 
bekannte armenische Schriftsteller 
wie Yervant Odian. Der Großteil die-
ser Texte thematisiert allerdings nicht 
das Erleben der unvorstellbaren Grau-
samkeiten, sondern Erinnerungen von 
Armeniern an ihr Leben vor 1914 
bzw. an ihr Weiterleben im Exil bzw. 
in der Nachkriegstürkei. Diese Erin-
nerungen verdeutlichen dem deut-
schen Leser, wie vielfältig die Le-
bensumstände der Armenier im Os-
manischen Reich waren, vom Wohn-
ort Großstadt bis zum kleinen Dorf, 
von einem Leben in Ortschaften mit 
rein armenischer Bevölkerung zu ei-
nem Leben als Minderheit unter 
muslimischen Nachbarn. Es gibt Er-
innerungen von besitzlosen Bauern, 
von Handwerkern und wohlhabenden 
Bankiers, auch von armenischen An-

gestellten des Osmanischen Staates.  
An den Reformen und am intellektu-
ellen Aufschwung im Osmanischen 
Reich in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts nahmen Armenier zahl-
reich und besonders aktiv Anteil. 
Viele wirkten als Journalisten, Ärzte, 
Architekten, Künstler in den Berei-
chen Theater, Musik, Journalismus 
oder Prosa. „Der Beitrag armenischer 
Kulturschaffender zur osmanischen 
Kultur ist kaum zu überschätzen“, 
schreiben die Herausgeber im Vor-
wort (7). Städte wie Sivas, Trabzon 
oder Erzurum, die heute als Hoch-
burgen des türkisch-islamistischen 
Nationalismus bekannt sind, hatten 
bis 1915 einen hohen armenischen 
Bevölkerungsanteil und dessen Kul-
tur prägte das Stadtbild, das Leben 
und die Kultur dieser Orte. Doch da-
von ist heute auf den ersten Blick 
nichts mehr zu sehen. 
Die Herausgeber hatten große Schwie-
rigkeiten bei der Erstellung der Texte 
armenischer Schriftsteller. Die nun 
vorliegenden Texte wurden aus vier 
Sprachen – Englisch, Türkisch, Fran-
zösisch und Armenisch – ins Deutsche 
übertragen, wobei es sich bei den 
nichtarmenischen Texten bereits um 
Übersetzungen aus dem Armenischen 
handelte. Die Herausgeber bekennen 
selbst, daß eine Übersetzung aus dem 
armenischen Original nur in einem Fall 
möglich war. Allerdings haben sie auf 
jene Übersetzer aus dem Armenischen, 
die in der DDR gelebt und für den Ver-
lag Volk und Welt übersetzt haben, 
nicht zurückgegriffen. 
Der bekannte Schweizer Historiker 
Hans-Lukas Kieser, der schon meh-
rere bahnbrechende Forschungsar-
beiten über den Völkermord an den 
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Armeniern verfaßt hat, gibt eingangs 
des Buches auf 16 Druckseiten einen 
kursorischen Überblick über den 
jungtürkischen Völkermord an den 
Armeniern, der eine überzeugende 
historische Gliederung des Gesche-
hens bietet. Als Pendant enthält der 
Band einen Beitrag von Corry Gutt-
stadt und Ragip Zarakolu über Stel-
lungnahmen der Türkei und von 
Türken in den letzten hundert Jahren 
zum Völkermord, die statt „Aufar-
beitung des Völkermordes“ eine 
„Geschichtslücke“ produzieren. 
Ungeachtet der sprachlichen Schwie-
rigkeiten mit den Zeugnissen arme-
nischer Literatur bietet dieser Ge-
denkband ein eindrückliches Bild 
vom Leben der Armenier, setzt er ein 
Denkmal des Todesganges und vor 
allem des Lebens des armenischen 
Volkes. 

Werner Röhr 
 
Hegemoniepläne Washing-
tons 1916-1931 
Adam Tooze, Sintflut. Die Neuord-
nung der Welt 1916-1931, Siedler 
Verlag, München 2015, 719 Seiten, 
34,99 Euro 
Der britische Wirtschaftshistoriker 
Adam Tooze, in Deutschland vor al-
lem bekannt durch seine 2007 er-
schienene „Geschichte der Wirt-
schaft im Nationalsozialismus“, hat 
ein neues Werk über die „Neuord-
nung der Welt“ von 1916 bis 1931 
herausgebracht. 
Einleitend grenzt er sich von zwei 
unterschiedlichen Erklärungen der 
„Katastrophenzeit“ jener Jahre ab: 
Die eine sieht das damalige Europa 
als „dunklen Kontinent“, als An-

sammlung rückständiger Länder, die 
sich mit Japan als gelehrigem Schü-
ler hartnäckig dem historischen Fort-
schritt widersetzten. Die andere be-
ruht auf der Annahme einer Hege-
moniekrise, die als Intervall zwi-
schen der britischen und der ameri-
kanischen Hegemonie den Freiraum 
für die Entfaltung zerstörerischer 
Kräfte gab. 
Zwischen diesen beiden Deutungen 
verspricht Tooze eine Synthese auf 
höherer Ebene. Er begreift die Zwi-
schenkriegszeit als Beginn eines 
neuartigen Zeitalters, das sich end-
gültig erst durchsetzen konnte, als 
die Vereinigten Staaten von Amerika 
nach einer erneuten Katastrophe die 
Aufgabe lösten, eine moderne, nach-
imperialistische hegemoniale Welt-
ordnung zu etablieren, zusammen 
mit der Stabilisierung der Weltwirt-
schaft und neuen Strukturen der kol-
lektiven Sicherheit. 
Entsprechend diesem Interpretati-
onsmuster behandelt er den ersten 
Anlauf zu einer „Neuordnung der 
Welt“, beginnend mit dem US-
Präsidenten Woodrow Wilson. Ent-
gegen der üblichen Weltkriegsmar-
kierungen setzt das Werk mit dem 
Jahr 1916 ein, als die USA das briti-
sche Empire als größte Wirtschafts-
macht der Welt ablösten, und endet 
mit dem Zusammenbruch des Gold-
standards 1931. 
Der weitaus größte Teil des Buches – 
mehr als 500 der insgesamt 642 
Textseiten – widmet sich der Zeit bis 
zum Ende der Nachkriegskrise 1923, 
wobei häufige Zeitsprünge die Lek-
türe nicht einfach machen. Die Ver-
tragsverhandlungen von Versailles 
über Trianon bis zur Washingtoner 
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Flottenkonferenz 1921/22 werden 
detailliert beschrieben. Wohltuend 
ist, dass die Darstellung nicht euro-
pazentriert ist, sondern die häufig 
vernachlässigten asiatischen Schau-
plätze (China und Japan) ausführlich 
einbezieht. 
Was Europa angeht, stehen im Zentrum 
die wirtschaftlichen Folgen des 
Kriegs. Es geht also um die kriegsbe-
dingten finanziellen Abhängigkeiten 
und Verflechtungen, sprich die 
Kriegsschulden Frankreichs und Eng-
lands bei Washington einerseits, die 
deutschen Reparationszahlungen an 
Frankreich und England andererseits. 
Die zentrale Frage, die den Autor an-
gesichts der vielfachen Bemühungen 
um eine neue internationale Ordnung 
bewegt, lautet: „Warum ging alles so 
furchtbar schief?“ Die Gründe dafür 
findet er in der Entwicklung des 
Wirtschaftssystems bzw. einer ver-
fehlten Wirtschaftspolitik. Indem er 
neben Devisenmärkten und Zollab-
kommen vor allem das Ringen um 
den Goldstandard und eine stabile in-
ternationale Finanzordnung analy-
siert, verbindet er die Wirtschaftsge-
schichte mit der politischen Ge-
schichte, um so zu einer Erklärung 
des Scheiterns zu gelangen. Die In-
nenpolitik bzw. die gesellschaftli-
chen Verhältnisse in den verschiede-
nen Nationalstaaten finden dabei 
bestenfalls am Rande Erwähnung. 
Die Schranken einer solchen direkten 
Ableitung der Politik aus der Ökono-
mie zeigen sich gleich zu Beginn. 
Wilson verfolgte die Strategie, den 
Weltkrieg zu nutzen, um die USA als 
Schiedsrichter eines europäischen 
Friedens in Europa zu etablieren; das 
bedingte die Vermittlung eines Frie-
den ohne Sieger und Besiegte. Dage-

gen drängten die amerikanischen 
Banken, die Frankreich und Großbri-
tannien umfangreiche Kredite zur 
Kriegsfinanzierung gewährt hatten, 
allen voran die mächtige J.P.Morgan-
Bank, auf einen Kriegseintritt der 
USA an der Seite der Entente. Um 
dem zu begegnen, wies Wilson den 
Federal Reserve Board Ende 1916 an, 
die Öffentlichkeit vor der Anlage wei-
terer Ersparnisse in Krediten für die 
Entente zu warnen (70), worauf die 
Kurse der Bankaktien prompt abstürz-
ten, ebenso wie das britische Pfund. 
Weil das Kaiserreich im Februar 1917 
den unbeschränkten U-Bootkrieg er-
öffnete, trat Amerika dann doch in 
den Krieg ein – gegen die Zielsetzung 
des US-Präsidenten, der sich noch 
zwei Monate Zeit nahm, bis er die 
Kriegserklärung abgab. Unabhängig 
von der Kriegsteilnahme blieb die 
grundlegende Strategie jedoch beste-
hen und richtete sich in den 20er Jah-
ren speziell gegen Frankreich, das 
zwischenzeitlich die Hegemonie in 
Kontinentaleuropa innehatte. 1924 
zwang Wilsons Nachfolger die Wall-
Street-Banken, Deutschland im Rah-
men des Dawes-Plans Kredite zu ge-
ben, London und Paris aber nicht – 
„mit der Folge, dass die seit 1915 be-
stehende Koalition zwischen der En-
tente und der Wall Street zerbrach.“ 
(571). Demselben Zweck diente das 
Hoover-Moratorium, mit dem der US-
Präsident 1931 die Absicht verkündete, 
nicht nur die Kriegskredite Washing-
tons an London und Paris aufzuheben, 
sondern auch die Reparationszahlun-
gen Deutschlands an England und 
Frankreich – woraufhin Paris sofort 
widersprach. Die US-Regierung setzte 
die staatliche Finanzpolitik also durch-
gängig als Mittel der Politik ein, auch 
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wenn das den ökonomischen Interes-
sen mächtiger Fraktionen des Kapitals 
widersprach. Offenkundig bestimmte 
die Wall Street zu dieser Zeit nicht die 
US-Politik. 
Die Verhandlungen zur Gründung 
des Völkerbunds werden ausführlich 
beschrieben. Dessen Gründung war 
ein Triumph der Wilsonschen Poli-
tik, doch dann kam das Fiasko: der 
Kongress lehnte einen Beitritt zum 
Völkerbund ab und Wilson verlor die 
anschließende Wahl. Hier rächt sich 
erneut, dass Tooze die gesellschaftli-
chen Verhältnisse ausblendet. Die 
Wahl 1916 hatte Wilson durch die 
Stimmen der Farmer des Mittleren 
Westens gewonnen, weil diese seiner 
Neutralitätspolitik vertrauten. Die 
Wiederwahl 1921 verlor er, weil eine 
Mehrheit der Wähler gegen das En-
gagement in Europa war. 
Die Schwächen der Studie konzent-
rieren sich in der Behauptung, „die 
Ideologie der us-amerikanischen 
Einzigartigkeit wurde nicht von einer 
effektiven, groß angelegten Strategie 
unterstützt.“ (39) Mit Wilsons Frie-
densvermittlungsversuch von 1916 
gingen die USA daran, gegenüber 
den europäischen Mächten – Groß-
britannien inklusive – dieselbe 
Gleichgewichtspolitik zu betreiben, 
die zuvor Großbritannien gegenüber 
Festlandeuropa betrieben hatte. Die-
se Gleichgewichtspolitik ist die von 
Tooze vermisste „groß angelegte“ 
Strategie. Das Problem der aufeinan-
der folgenden US-Regierungen war 
nur, dass sie sich zur Umsetzung ih-
rer Ziele auf die Finanzpolitik be-
schränken mussten, weil sie mangels 
Mitgliedschaft im Völkerbund keine 
weitergehenden politischen, ge-
schweige denn militärischen Mittel 

zur Verfügung hatten. Hierin liegt 
der Grund für die „abwesende An-
wesenheit“ der USA – den Schlüs-
selbegriff, mit dem Tooze die Situa-
tion umschreibt. 
Darüber hinaus waren die europäi-
schen Mächte nach dem ersten Welt-
krieg nicht geschwächt genug, um 
zum Objekt der amerikanischen Stra-
tegie zu werden. Das war erst nach 
einem weiteren Krieg der Fall, und 
da errichteten die USA ihre Hege-
monie nicht mehr qua Gleichge-
wichtspolitik, sondern auf dem Bo-
den der Blockkonfrontation gegen 
die Sowjetunion in direkter Form. 
In diesem Zusammenhang ist noch 
einmal auf den Ausgangspunkt der 
Studie zurück zu kommen. Sie ist 
angelegt auf die Zeit von 1916 bis 
1931 als Auftakt bzw. Vorstufe zur 
US-Herrschaft nach 1945. Die He-
gemoniepläne Washingtons konnten 
jedoch erst gelingen, als bzw. weil 
Deutschland einen neuen Krieg be-
gann (und verlor). Wäre das nicht der 
Fall gewesen – welche Ordnung der 
Welt hätte sich dann ergeben? Auch 
wenn die US-Präsidenten sich gerne 
darauf beriefen, ein auserwähltes 
Volk zu führen, war der weltweite 
Sieg der USA aufgrund keiner Prä-
destinationslehre vorherbestimmt. 
Um ein Fazit zu ziehen: auf dem Ge-
biet der Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik der Zwischenkriegszeit vermittelt 
das Werk viele Einsichten – aber 
keinen roten Faden, der das Gesche-
hen schlüssig zu erklären vermag. 

Heiner Karuscheit 
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Jugendforschung und  
Lebenswelten in der DDR 
Karl-Heinz Braun/Uta Schlegel, 
Walter Friedrich und die Jugendfor-
schung in der DDR. Autobiografi-
sche und wissenschaftsgeschichtliche 
Dialoge, Schneider Verlag, Hohen-
gehren 2015, 224 Seiten, 24 Euro.  
Karl-Heinz Braun, unter Mitarbeit 
von Matthias Elze, Sozialreportage 
über Lebenswelten in der DDR. Fo-
to-Interviews mit Zeitzeugen als Bei-
trag zur Politischen Bildung, Schnei-
der Verlag, Hohengehren 2015, 416 
Seiten, 36 Euro.  
Nach 1990 wurde die Wissenschaft 
der DDR in großem Maßstab besei-
tigt. Dabei traf es nicht nur allzu un-
terwürfige und überholte Einrichtun-
gen, die es, nebenbei bemerkt, auch 
im Westen gab. Zu Unrecht schasste 
man unter anderem das Berliner 
Zentralinstitut für Jugendforschung, 
das im Mittelpunkt des ersten zu be-
sprechenden Bandes steht. Es handelt 
sich um ein Interview, das der aus 
der alten BRD stammende und nun 
in Magdeburg lehrende Erziehungs-
wissenschaftler Karl-Heinz Braun 
mit Walter Friedrich, dem einstigen 
Institutsleiter, geführt hat. Die Mit-
verfasserin und Philosophin Uta 
Schlegel war ebenfalls ZIJ-
Forscherin. Zu Beginn schildert der 
gebürtige Schlesier seinen Lebens-
weg. Der Sohn einer Kleinbäuerin 
und eines Schusters, Jahrgang 1929, 
konnte sich dank der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät für das Abitur und 
ein Studium der Psychologie in 
Leipzig und Moskau qualifizieren. 
Anfang der 1950er Jahre galt die 
Psychologie in der DDR noch als 
„bürgerliche Wissenschaft“, doch in 

der Sowjetunion ließ sich Friedrich 
durch die Werke von Lew Wygotski, 
Alexander Lurija, Alexej Leontjew 
und Sergej Rubinstein beeinflussen. 
1965 wurde er zum Direktor des 
neuen ZIJ ernannt. Dem war ein Jahr 
zuvor die Gründung des Deutschen 
Jugendinstituts im Westen vorausge-
gangen. Ein Schwerpunkt der DDR-
Jugendforschung lag bei Längs-
schnittuntersuchungen zu Einstellun-
gen von Jugendlichen. Man erhob 
Angaben zur Verbundenheit mit dem 
Sozialismus, zu ethischen Maximen, 
Geschlechterrollen und Partner-
schaft. Deutlich wird eine zuneh-
mende Distanz gegenüber Staat und 
gesellschaftlichen Institutionen im 
Laufe der 80er Jahre. Unmittelbar 
nach der „Wende“ dominieren dann 
individualistische Prioritäten, z.B. im 
Beruf. Frauen äußerten sich zur DDR 
eher loyal, was Friedrich auf die Er-
rungenschaften in der Kinderbetreu-
ung, das Abtreibungsrecht und die 
Politik beruflicher Gleichstellung zu-
rückführt. Kritisch merkt er an, dass 
eine gleichmäßigere Verteilung häus-
licher Aufgaben und damit eine Be-
seitigung der Doppelbelastung von 
Frauen durch Familie und Beruf 
nicht gelungen sei. Besonders inte-
ressant ist eine groß angelegte Zwil-
lingsstudie, von der Friedrich berich-
tet. Während man bis dahin relative 
Leistungsunterschiede zwischen ein-
eiigen und zweieiigen Zwillingen als 
Ausdruck eines genetischen Faktors 
der Intelligenz interpretiert hatte, 
konnte das ZIJ den Erziehungsstil 
der Eltern als Einfluss nachweisen. 
Eltern eineiiger Zwillinge tendieren 
demnach eher zu einer Erziehung, 
die die Ähnlichkeit der Kinder för-
dert. Wo umgekehrt stärker die Un-
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terschiede betont werden, treten auch 
Verschiedenheiten der Kinder mehr 
zutage. Der Band endet mit positiven 
Stellungnahmen westdeutscher und 
internationaler Wissenschaftler zu-
gunsten des ZIJ. Die offenbar poli-
tisch motivierte Schließung des Insti-
tuts im Jahr 1990 konnten sie nicht 
verhindern.  
Während das besprochene Buch vor-
behaltlos empfohlen werden kann, 
lässt sich dies für eine weitere Publi-
kation Brauns über „Lebenswelten in 
der DDR“ leider nicht ohne weiteres 
sagen. Die Kapitel lassen sich in drei 
Teile gliedern: Zunächst wird ver-
sucht, Konzept und Gegenstand der 
Lebenswelt zu umreißen und deren 
Analyse theoretisch zu begründen. 
Es folgen Dokumente zur Geschichte 
der DDR, auf die dann im dritten 
Teil verwiesen werden kann: Dieser 
besteht aus sieben biografischen In-
terviews mit Industriearbeitern, einer 
Gewerkschafterin, einer Erzieherin 
und einer aktiven Christin. Unter den 
Interviewpartnern findet sich übri-
gens auch der 2010 verstorbene Z-
Autor Ekkehard Sauermann. Für sich 
genommen sind diese Interviews 
durchaus interessant zu lesen, aller-
dings fehlt eine systematische Ana-
lyse oder Kommentierung. Der Do-
kumententeil ist sehr ausführlich ge-
raten und enthält seitenlange Auszü-
ge aus dem Potsdamer Abkommen 
oder der DDR-Verfassung. Der The-
orieteil wirkt etwas überladen. Unter 
anderem geht es darin um die Philo-
sophien von Habermas und Wittgen-
stein, um Phänomenologie oder um 
die Grounded Theory Methodologie 
von Glaser und Strauss, ohne dass 
der Zusammenhang mit der Untersu-
chung von Lebenswelten sich immer 

erschließen würde. Für eine zweite 
Auflage wäre es wünschenswert, 
wenn die Darstellung gerafft und ver-
dichtet würde.   

Michael Zander 
 
AfD – Zwischen Etablierung 
und Selbstzerstörung 
Alban Werner, Was ist, was will, wie 
wirkt die AfD?, Neuer ISP-Verlag, 
Köln/Karlsruhe 2015, 208 Seiten, 
17,80 Euro 
Gravierende Wandlungen bis hin zur 
Selbstzerstörung neuer Parteiprojekte 
sind Risiken für analytische Tiefen-
schnitte. Alban Werner war sich die-
ses Risikos sicherlich bewusst und es 
spricht für seine Arbeit, dass sie we-
nig bis nichts an Erkenntnisgewinn 
durch den Richtungsentscheid der 
AfD auf ihrem Essener Parteitag ver-
loren hat. Für Beobachter wie Wer-
ner war dieser Sieg des nationalkon-
servativen Flügels unter Frauke Petry 
keine Überraschung, sondern ergab 
sich aus der Entwicklung der Partei, 
wie sie sich seit dem Frühjahr 2014 
beobachten ließ. 
Seit dem Aufstieg der AfD sind zahl-
reiche Bücher und Artikel zu Perso-
nal, Themen, Wandlungen und Strei-
tigkeiten dieser neuen Partei rechts 
der Union entstanden, es fehlt jedoch 
bis heute an tiefergehenden Analysen 
der Bedingungen dieses Aufstiegs. 
Werners Buch füllt diese Lücke und 
geht der Frage nach, warum die AfD 
zum bis heute erfolgreichsten Partei-
projekt am rechten Rand des Spekt-
rums werden konnte. 
In neun Kapitel nähert sich der Autor 
den Bedingungen des Erfolges der 
AfD. In der Einleitung geht es vor al-
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lem um das Verhältnis von Politik, 
Alltagsverstand und Populismus, 
wobei Werner am Populismus als 
begrifflicher Beschreibung der AfD 
festhält, ohne den Begriff zu über-
dehnen bzw. zu denunzieren. Im 
zweiten Kapitel wird die Frage erör-
tert, warum bisherige Parteiprojekte 
rechts der Union scheiterten, womit 
weniger auf die NPD oder andere 
Parteien der traditionellen extremen 
Rechten als vielmehr auf bürgerliche 
Vorläufer der AfD wie den Bund 
freier Bürger (BfB) oder die Schill-
Partei rekurriert wird. Für Werner 
fehlte diesen Projekten der themati-
sche Resonanzboden, mit dem erst 
ihre Themen ein breiteres Publikum 
erreicht hätten. So seien die marktra-
dikalen Themen des BfB für die 
BürgerInnen von eher geringerer All-
tagsrelevanz gewesen, wohingegen 
die Ressentiments gegen MigrantIn-
nen durch die etablierten Parteien 
z.B. durch den Asylkompromiss 
„kleingearbeitet“ worden seien. He-
gemoniale Umbrüche zur Jahrtau-
sendwende (Kapitel 3) hätten thema-
tisch den Boden für die AfD bereitet. 
So habe der „radikalisierte Neolibe-
ralismus“ ab 2002 den Parteienwett-
bewerb zwischen SPD und Union 
beherrscht und Erwartungen ge-
weckt, die von der Union nach dem 
Schock von 2005, als mit einem ra-
dikal neoliberalen Programm der si-
chergeglaubte Wahlsieg fast verloren 
ging, dann nicht erfüllt wurden. Ne-
ben diesen marktradikalen wurden 
auch zahlreiche klassisch konservati-
ve Erwartungen durch die Union 
nicht erfüllt und finden sich in Form 
einer traditionellen Familienpolitik, 
der Ablehnung von Gender 
Mainstreaming, der Ablehnung 

Deutschlands als Einwanderungsland 
u.a. heute bei der AfD, so dass die 
Union die Hegemonie im konserva-
tiven Lager verloren hat. Schließlich 
seien diese Brüche mit Beginn der 
Finanzkrise 2008 und den nicht der 
reinen Lehre folgenden Reaktionen 
darauf politisch virulent geworden. 
Kapitel 4 nimmt das Personal der 
AfD in den Blick und verdeutlicht 
dabei auch die inhaltlichen Differen-
zen, die schließlich zum Bruch ge-
führt haben. Vor allem in der Frage 
der Zuwanderung zeigte sich diese 
Differenz. Lucke und Henkel vertre-
ten laut Werner einen „‘farbenblin-
den‘ Kapitalismus. Hautfarbe, Ge-
schlecht und Glaubensbekenntnis“ 
(54) seien egal, entscheidend sei die 
Verwertungsmöglichkeit im kapita-
listischen Interesse. Die National-
konservativen um Gauland haben 
sich inzwischen ethnopluralistischen 
Positionen angenähert, bei denen 
Zuwanderung aus bestimmten Kultu-
ren (Islam) als unerwünscht weil 
nicht integrierbar gilt. Zudem vertra-
ge sich das Credo des Marktes nicht 
mit den traditionell konservativen 
Vorstellungen dieses Flügels. 
Die inhaltliche Entwicklung von ei-
ner marktradikalen zu einer rechts-
populistischen Partei beschreibt 
Werner anhand der programmati-
schen Entwicklung vom Europa-
wahlprogramm 2014 zu den Land-
tagswahlprogrammen in Sachsen, 
Thüringen und Brandenburg. Zurecht 
negiert der Autor eine Einordnung 
der AfD als rechtspopulistische Par-
tei bis zum Sommer 2014: „Der 
Kontrast zwischen klassisch rechts-
populistischer Rhetorik und dem Eu-
ropawahlprogramm der AfD könnte 
kaum größer sein.“ (74) Dennoch 
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waren diese klassischen rechten Po-
sitionen von Anfang an in der AfD 
vertreten, konnten sich jedoch erst 
mit den Wahlen in den ostdeutschen 
Bundesländern ausbreiten und 
schließlich durchsetzen. Widersprü-
che und Konflikte der AfD werden in 
Kapitel 6 behandelt und interessant 
ist hier das von Werner eingeführte 
Stichwort des „Besitzstandspopulis-
mus“ (89), versucht er doch mit die-
sem die Motivation der Anhänger 
genauer in den Blick zu nehmen. Als 
Besitzstand wird hier neben der ei-
genen ökonomischen Lage auch der 
Lebensalltag, Gewohnheiten, der so-
ziale Nahraum etc. verstanden. Die 
Themen der AfD drehen sich genau 
um die Bedrohung dieses Besitzstan-
des in all seinen Facetten. Zuwande-
rung als augenfälligster Ausdruck 
des „Fremden“ in der eigenen Le-
benswelt wird hier als stärkste aber 
nicht einzige Form der Bedrohung 
erfahren. Die Zumutungen der Glo-
balisierung, die Vorgaben aus Brüs-
sel, die Änderung der Geschlechter-
rolle etc. können diesen kulturellen 
Besitzstand genauso gefährden. „Die 
Scheidelinie zum klassischeren Kon-
servatismus scheint darin zu liegen, 
dass der nationalkonservative Besitz-
standspopulismus der AfD sich wei-
gert, gesellschaftliche Trends und als 
‚Modernisierung‘ beschriebenen so-
zialen Wandel als unabänderlich zu 
akzeptieren.“ (93) 
Als „hegemoniale Ignoranz“ (111) 
bezeichnet Werner den Umgang der 
politischen Eliten mit der Krise seit 
2008 und der Eurokrise im engeren 
Sinne (Kapitel 7). Weder die Domi-
nanz der Rolle Deutschlands in der 
EU oder die Folgen der auf Austeri-
tät gerichteten Politik noch die Fra-

gen nach Alternativen zu dieser Poli-
tik oder zur Perspektive der europäi-
schen Vergemeinschaftung wurden 
von herrschender Seite thematisiert. 
Die Alternativlosigkeit bürgerlicher 
Politik erforderte geradezu eine bür-
gerliche „Alternative“ und Werner 
billigt der AfD immerhin zu, das Ta-
bu der Alternativlosigkeit zur Mer-
kelschen Krisenpolitik – die auch 
von den Leitmedien kräftig mitgetra-
gen wurde – durchbrochen zu haben. 
Insofern wendet er sich gegen einen 
„hilflosen Antipopulismus“ (Kapitel 
8), der letztendlich nur zu einer Ver-
barrikadierung herrschender Politik 
zurückführen soll. 
Elf Thesen zum Umgang mit der 
AfD beschließen den Band. Werner 
warnt hier vor der Illusion, die AfD 
vor allem dadurch zu bekämpfen, 
dass sie als radikal rechts gebrand-
markt wird. Für die Demokratie in 
Europa sei Frau Merkel weitaus ge-
fährlicher als die AfD, eine These die 
sich durch die Erfahrung mit dem 
Diktat gegen Griechenland ein-
drucksvoll bestätigt hat. Ein mögli-
ches Scheitern sieht er im zu non-
konformen, unbürgerlichen, indivi-
dualistischen Charakter eines Teils 
der AfD-Basis, der sich auch schon 
bei Pegida gezeigt hat und Ver-
schwörungstheorien, Krawall und ei-
nem innerparteilichem Kleinkrieg 
zuneigt. Der Parteitag in Essen bot 
einiges an Anschauung. 
Die Arbeit von Alban Werner gehört 
zu den ersten umfassenden Darstel-
lungen zur AfD, die vor allem die 
Gründe und Ursachen ihres Auf-
stiegs in den Blick nehmen. Insofern 
ist die neoliberale Entwicklung der 
letzten zwanzig Jahre und der Um-
gang der herrschenden Politik damit 
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genauso im Zentrum der Darstellung, 
wie die AfD selbst. Besonders die 
Verbindung von marktradikaler Be-
feuerung durch die Union 2005, der 
Enttäuschung der damit verbundenen 
Erwartungen und dem Umgang mit 
der Eurokrise verdeutlichen das Zeit-
fenster der erfolgreichen Gründung 
der AfD. Schließlich kann Werner 
mit dem Verweis auf die „hegemoni-
ale Ignoranz“ die thematischen Fa-
cetten der AfD begründen, die sich 
im „Besitzsstandspopulismus“ bün-
deln. Ein Stichwort taucht im Buch 
relativ randständig auf: Rassismus 
oder weiter gefasst, die sich an 
schwachen Gruppen manifestierende 
Ideologie der Ungleichheit als zent-
raler Kategorie der politischen Rech-
ten wird von Werner nur implizit ge-
nannt. Während für einen Teil der 
AfD-Anhänger die angeblich leis-
tungslose Alimentierung schwacher 
Gruppen (Flüchtlinge, Arbeitslose 
etc.) zum Hauptärgernis wird, steht 
für andere die prinzipielle kulturelle 
Differenz (Islam) im Mittelpunkt. 
Beides schließt sich nicht aus, die 
Gewichtung kann aber den Charakter 
der AfD verändern. Mit Blick auf 
den aktuellen Umbruch der Partei 
müsste die Diskussion weiter geführt 
werden.  

Gerd Wiegel 
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